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Traktandenliste

Auf Wunsch von Alexander Tschäppät, Direktor PVT, wird das Traktandum 6 noch vor der
Pause behandelt.

Dringlicherklärung

Die Dringlichkeit des Postulats Natalie Imboden: Zwischenbericht Umsetzung der Regierungs-
reform wird mit 4 : 45 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt.

1 Protokollgenehmigung

Das Protokoll Nr. 15 vom 13. Mai 2004 wird mit bestem Dank an die Verfasserinnen geneh-
migt.

2 Gemeinderechnung + NSB Jahresbericht 2003

Geschäftsnummer 04.000327

Der Gemeinderat hat die vorliebende Jahresrechnung mit allen Bestandteilen an seiner Sit-
zung vom 12. Mail 2004 beschlossen und beantragt dem Stadtrat:
- Genehmigung der Jahresrechnung 2003 mit einem ausgeglichenen Ergebnis.
- Kenntnisnahme der Nachkredite von Fr. 47 715 075.60 (Verwaltungsdirektionen) und von

Fr. 20 837 523.63 (Sonderrechnungen) in der Kompetenz des Gemeinderats.

Geschäftsnummer 04.000015

Der Stadtrat genehmigt die Jahresberichte 2003 der Pilotabteilungen Berufsfeuerwehr, Ju-
gendamt, Gesundheitsdienst, Stadtgärtnerei, Informatikdienste, Schul- und Büromaterialzen-
trale sowie Abfallentsorgung.

Für die Kommission BAK Rudolf Friedli (JSVP): Die vorliegende Jahresrechnung 2003 der
Stadt Bern wurde nach dem „Neuen Rechnungsmodell“ des Kantons Bern (NRM) erstellt. Für
die Buchhaltung stand erstmals die EDV-Lösung SAP R/3 zur Verfügung. Die nachfolgenden
Geschäfte haben das Ergebnis der ausgeglichenen Jahresrechnung 2003 massgeblich beein-
flusst:
Vorsichtshalber ist eine Rückstellung von 31,2 Mio. für drohende Zinsgarantieleistungen an
die städtische Personalvorsorgekasse für die Jahre 2001 und 2002 vorgenommen worden.
Das kantonale Amt für Sozialversicherung und Stiftungsaufsicht fordert, dass die Stadt ihrer
Personalvorsorgekasse für zwei Jahre Zinsgarantien leisten müsse. Die Stadt bestreitet dies.
Sie hat ein Gegengutachten erstellen lassen. Jetzt muss der Kanton eine Verfügung erlassen.
Wenn die Verfügung zu Ungunsten der Stadt ausfällt, wird die Stadt die Verfügung anfechten.
Auch die Sonderrechnungen und Anstalten haben die nötigen Rückstellungen vorgenommen,
für den Fall, dass die Stadt bezahlen muss.
Um 20,4 Mio. Franken höher als veranschlagt sind die Steuereinnahmen ausgefallen.
In gegenseitiger Vereinbarung sind im Zusammenhang mit der Vermögensausscheidung mit
BernMobil 9,5 Mio. Franken Anteil an den restlichen noch zu leistenden Annuitäten zum Teue-
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rungseinbau der Renten aus dem Jahre 1983 gegenüber der PVK, inklusive Zinsen, über-
nommen worden. BernMobil hat nun diesbezüglich gegenüber der PVK keine Verpflichtungen
mehr.
Bevor das Neue Schloss Bümpliz für die Einrichtung des Zivilstandsamtes in den Fonds für
Boden- und Wohnbaupolitik hat übertragen werden können, war eine ausserordentliche Wert-
berichtigung um 4,2 Mio. Franken auf dem Buchwert nötig. Der Verkehrswert war deutlich
geringer als der Buchwert.
Die Laufende Rechnung 2003 schliesst bei einem Aufwand und einem Ertrag von jeweils Fr.
890'481'339.87 ausgeglichen ab. Der Bilanzfehlbetrag konnte mit 20,8 Mio. weiter abge-
schrieben werden, d.h. um 2,5 Mio. weniger als budgetiert, aber 5,9 Mio. mehr als im Vorjahr.
Gesamthaft haben wir uns in diesem Jahr um Fr. 80'000.00 verbessert. Wir haben also
80'000.00 Franken Vorsprung erreicht, gemessen am Schuldenrückzahlungsplan. Der
altrechtliche Bilanzfehlbetrag beläuft sich noch auf Fr. 231'194'431.30 bei einer Vorgabe ge-
mäss Sanierungsplan des Regierungsrates des Kantons Bern vom 8. Dezember 1999 von
maximal Fr. 249'600'000.00. Es besteht somit ein Vorsprung von 18,4 Mio. Franken.
Zum vierten Mal seit dem Jahr 2000 und seit Einführung des Neuen Rechnungsmodells
(1993) wird kein Fehlbetrag ausgewiesen. Der Rechnungsabschluss zeigt, dass nach wie vor
eine zurückhaltende Finanz- und Investitionspolitik verfolgt werden muss. Der verbleibende
Verlustvortrag von 231.2 Mio. Franken aus den Rechungsjahren 1990 bis 1998, welcher ge-
mäss Sanierungsplan des Regierungsrates des Kantons Bern bis 2015 abgeschrieben werden
muss, belastet den städtischen Finanzhaushalt weiterhin. Die Rechnung der Stadtentwässe-
rung ist ausgeglichen. Die Rechnung des Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik ist regle-
mentsgemäss ebenfalls ausgeglichen. Bei der rechnungsmässig ebenfalls ausgeglichenen
Abfallentsorgung sind um Fr. 59'140.15 tiefere Abschreibungen vorgenommen worden. Für
die drohenden Zinsgarantieleistungen an die PVK wurden Fr. 810'717.00 zurückgestellt.
Energie Wasser Bern (ewb) liefert den budgetierten Gewinn von 30,5 Mio. Franken an die
Stadtkasse ab. BernMobil schliesst mit einem Verlust von Fr. 5,6 Mio. Franken ab, welcher
aus der Spezialfinanzierung gedeckt wird. Betrieblich sind die Budgetvorgaben eingehalten
worden. Es ist ein operativer Gewinn von 1,2 Mio. Franken erwirtschaftet worden. Für die
drohenden Zinsgarantieleistungen an die PVK wurden 6,9 Mio. Franken zurückgestellt. Der
erzielte Verkehrsertrag liegt um 3,3 Mio. Franken oder 4,7% unter dem Vorjahr. Diese Er-
tragseinbusse ist auf eine Anpassung der Verteilschlüssel der Erträge aus dem Verkauf von
Generalabonnementen und BäreAbis zurückzuführen. Die Stadtbauten Bern schliessen das
erste Geschäftsjahr mit einem kleinen Gewinn von Fr. 389'000.00 ab. Gegenüber dem Voran-
schlag sind beim Personalaufwand 12,3 Mio. Franken weniger aufgewendet worden. Der Min-
deraufwand ist vor allem bei der Stadtpolizei, dem Alters- und Versicherungsamt und im Tief-
bauamt entstanden. Wegen der ausserordentlichen Zinsgarantie-Rückstellung von 31,2 Mio.
Franken weist die Sachart Personalaufwand jedoch einen Mehraufwand von 18,9 Mio. Fran-
ken auf. Bei den Passivzinsen sind infolge von weiteren Schuldentilgungen 4,7 Mio. Franken
eingespart worden, Im Vergleich zum Vorjahr sind sie sogar um 22,1 Mio. angestiegen. Der
gesamte Steuerertrag beläuft sich auf 398,6 Mio. Franken. Bei den natürlichen Personen sind
die Erträge um 15,2 Mio. Franken höher ausgefallen, bei den juristischen Personen liegen sie
um 3,5 Mio. Franken über den budgetierten Werten. Ganz wesentlich zum ausgeglichenen
Rechnungsergebnis haben die gegenüber dem Budget höheren Steuererträge beigetragen.
Alle Nachkredite von insgesamt 81,9 Mio. Franken sind in einer separaten Nachkredittabelle
aufgeführt und begründet. Davon liegen 47,7 Mio. (Verwaltungsdirektionen), bzw. 20,83 Mio.
(Sonderrechnungen) Franken in der Kompetenz des Gemeinderates, inbegriffen die gebunde-
nen Ausgaben von 43,5 Mio. (Verwaltungsdirektionen) bzw. 20,1 Mio. Franken (Sonderrech-
nungen), wobei allein 31,2 Mio. die Zinsgarantie-Rückstellungen und 14,6 Mio. Franken die
Einlagen in die Spezialfinanzierungen der Sonderrechnungen betreffen. Für Nachkredite von
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Fr. 13,4 Mio. Franken war der Stadtrat zuständig. Der Gemeinderat stimmt nicht allen Nach-
kreditbegehren zu. Für jeden Nachkredit wird eine Kompensation in der betroffenen Direktion
verlangt, um das Globalbudget einzuhalten. Die Nachkredite finden Sie in der Rechnung auf
Seite 97.
Für die Werterhaltung investiert die Stadt zu wenig. Wir schieben Investitionen immer wieder
vor uns her, sowohl im Tief- wie im Hochbau. Wir sollten bestehende Infrastrukturen sanieren
und erhalten, statt neue zu schaffen.
Die Revisionsstelle empfiehlt die Rechnung zu genehmigen.
Die BAK empfiehlt dem Stadtrat die Jahresrechnung 2003 mit einem ausgeglichenen Ergebnis
einstimmig zur Genehmigung und nimmt in zustimmenden Sinne Kenntnis von den Nachkre-
diten von Fr. 47,7 Mio. (Verwaltungsdirektionen) und Fr. 20,8 Mio. (Sonderrechnungen) in der
Kompetenz des Gemeinderates.
Die BAK empfiehlt dem Stadtrat zudem einstimmig, die Jahresberichte der Pilotabteilungen
Berufsfeuerwehr, Jugendamt, Gesundheitsdienst, Stadtgärtnerei, Informatikdienste, Schul-
und Büromaterialzentrale sowie Abfallentsorgung zu genehmigen.
Zu den NSB-Piloten: Die BAK wird sich anlässlich der Behandlung des Bonus/Malus-
Reglements mit der noch ungelösten Frage der Berechnung und der Verwendung der Boni
befassen. Unter den Kommissionsmitgliedern herrscht noch keine Einigkeit bezüglich dem
Grundsatz von Bonus und Malus. Wir haben uns bei den Piloten informiert, wie die diesbe-
züglichen Beträge berechnet und verwendet worden sind, dies im Hinblick auf die künftige
Arbeit an einem Reglement. NSB macht viele Kundenbefragungen nötig. Der dafür nötige
Aufwand ist gross. Es gilt dabei immer Aufwand und Nutzen für die Stadt und deren BürgerIn-
nen abzuwägen. Es ist bemühend, dass nicht alle Piloten die gleiche Bezeichnung und nicht
die gleichen schematischen Inhalte wählen. Einheitlichkeit würde die Lesbarkeit und Ver-
ständlichkeit sehr verbessern. Wir gehen davon aus, dass die Umsetzungskommission sich
dieses Problems annehmen wird.
Das Jahr 2003 war für das Jugendamt ein erfolgreiches Jahr. Die Leistungsziele wurden er-
reicht und im Rahmen der verfügbaren Budgetmittel sogar teilweise übertroffen. Die Rech-
nung schliesst mit einer Budgetunterschreitung von 1,01 Mio. ab. Verschiedene Projekte und
Planungen zeigen Wirkung oder haben erfolgreich abgeschlossen werden können, so zum
Beispiel die Leistungsverträge mit den privaten Kindertagesstätten, das Kinderbüro, das Re-
glement über die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen sowie das Jugendkonzept part.
Die BAK hat mit 8 : 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen dem Jugendamt einen Bonus von
108'000.00 Franken zugesprochen. Das Jugendamt beabsichtigt, einen Teil davon sich selbst
und einen Teil den Kindertagesstätten für Aussenraumgestaltung, Spielsachen etc. zugute
kommen zu lassen. Früher wurde das Kinderbüro finanziert. Im laufenden Jahr sollen die
Mittel der Spezialfinanzierung vor allem für den Ausbau der Infostelle eingesetzt werden. Bei
der Berechnung des Bonus wird abgeklärt, welche Abweichungen die betreffende Dienststelle
hat beeinflussen können.
Der Gesundheitsdienst hat ein positives finanzielles Ergebnis vorzuweisen. Die Globalvorga-
ben wurden um rund 170'000.00 Franken unterschritten, dies aber nur, weil es wenig beein-
flussbare Mehrerlöse gegeben hat, so die Restzahlung des kantonalen Fürsorgelastenaus-
gleichs fürs Jahr 2002 oder höhere stadtintern verrechnete Leistungen. Auch dazu beigetra-
gen hat, dass die Stadtbauten Bern tiefer verrechnet haben. Die BAK hat mit 8 : 0 Stimmen
bei 3 Enthaltungen einen Bonus von 11'300.00 Franken zugesprochen. Der Gesundheits-
dienst verwendet ihn für spezielle Weiterbildungen, die entsprechend teuer sind und von der
Stadt nicht angeboten werden, sowie für Grippeimpfungen im Betrieb und Kader der BUI.
Weiteres dazu kann auf Seite 39 nachgelesen werden.
Die Jahresrechnung der Stadtgärtnerei weist gegenüber dem Budget eine Überschreitung von
770'911.00 Franken aus. Schuld daran sind die budgetierten Friedhofgebühren, die nicht in
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Kraft getreten sind. Wenn man von diesem Minus, auf das die Stadtgärtnerei keinen Einfluss
hatte, absieht, ergeben sich weder Gewinne noch Verluste. Deshalb wurde kein Bonus zuge-
sprochen (5 : 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen).
Die Abfallentsorgung schliesst um rund 1 Million besser ab als budgetiert. Ohne die nicht
budgetierten Zinsen der Pensionskasse in der Höhe von 800'000.00 Franken wäre das opera-
tive Ergebnis um diesen Betrag besser ausgefallen. Die BAK hat mit 7 : 0 Stimmen bei 4 Ent-
haltungen einen Bonus von 250'000.00 Franken zugesprochen. Die Abfallentsorgung beab-
sichtigt, damit Rückstellungen zu bilden. Das Strasseninspektorat, das früher Pilot war, hat
für seine früher erhaltenen Boni entschieden, mit einem Teil davon EDV-Anwendungen zu
kaufen, die über die städtischen Standards von SAP hinausgehen.
Bei der Berufsfeuerwehr konnten die finanziellen Vorgaben eingehalten und zum Teil sogar
verbessert werden. Für 2004 wird es schwieriger, weil die Gebäudeversicherung etwa
160'000 Franken weniger bezahlen wird. Es gab vor allem Mehreinnahmen bei den Fehlalar-
men und den ausserordentlichen Verkäufen. Dazu kamen verminderte Abschreibungen und
weniger Passivzinsen. Die BAK hat mit 7 : 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen einen Bonus von
110'000.00 Franken zugesprochen. Rund 50'000.00 Franken von früheren Boni sind für EDV-
Projekte eingesetzt worden. Die Berufsfeuerwehr spart auch immer einen Teil für das Jubilä-
um im Jahr 2008 und betrachtet den Bonus auch als Reserve für den Fall, dass nötige Inves-
titionen auf anderem Weg nicht getätigt werden könnten. Die Berufsfeuerwehr sorgt sich um
die ihres Erachtens tiefe Investitionsquote von 700'000.00 Franken, da sie mehr für die Er-
neuerung benötigen würde.
Der effektive Nettoerlös der Schuld- und Büromaterialzentrale war 70'000.00 Franken, wobei
Null Franken budgetiert war. Die BAK hat mit 7 : 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen einen Bonus
von 35'500.00 Franken zugesprochen. Der Umsatz ist im Vergleich zu 2002 um 12% zurück-
gegangen.
Der effektive Nettoerlös der Informatikdienste lag mit 168'000.00 Franken rund 150'000.00
Franken über dem budgetierten Nettoerlös. Die BAK hat mit 7 : 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einen Bonus von 50'000.00 Franken zugesprochen. Die BAK wurde darüber informiert, dass
die Kosten für die Sicherheitsmassnahmen bezüglich SPAM und Viren auf die einzelnen Pro-
dukte verteilt worden sind. Der künftige Jahresbericht wird darauf hinweisen. Ab 2003 sind die
Informatikdienste auch vollständig für die Telefonie verantwortlich. Gerade zum Einstieg
mussten sie eine Rechnung der Swisscom von 110'000.00 Franken noch aus dem Jahr 2002
bezahlen, als sie noch nicht dafür verantwortlich waren. Das wurde bei der Bonusberechnung
nicht berücksichtigt.

Fraktionserklärungen

Erich Ryter (SVP) für die SVP/JSVP-Fraktion: In den letzten drei Jahren wurde uns eine aus-
geglichene Rechnung vorgelegt. Ausgeglichen, weil Verkäufe und Ausgliederungen getätigt
worden sind, nicht weil reelle Ausgaben und Einnahmen im Gleichgewicht lagen. Die Rech-
nung 2003 ist auch ausgeglichen, ohne dass Verkäufe oder Ausgliederungen sich positiv auf
die Bilanz ausgewirkt hätten. Der altrechtliche Bilanzfehlbetrag konnte um fast 21 Mio. Fran-
ken abgetragen werden. Somit beläuft sich der Bilanzfehlbetrag per Ende 2003 auf 231 Mio.
Franken. Positiv ist auch, dass die Steuereinnahmen gegenüber dem Jahr 2002 um 21 Mio.
zugenommen haben, obschon die Bevölkerungszahl sich proportional nicht in dem Mass ver-
ändert hat. Die höheren Steuereinnahmen sind nicht auf die so genannten Wohnumfeldver-
besserungen zurückzuführen. Es sind vielmehr die definitiven Veranlagungen bei juristischen
Personen und besser verdienende Zuzüger, die dies bewirkt haben. Eine Kontinuität dieser
Entwicklung ist allerdings für die Zukunft weder vorausseh- noch kalkulierbar. Im Weiteren
wurden 9 Mio. Franken für Annuitäten PVK durch die PVT für BernMobil übernommen. Dies
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hat dazu geführt, dass die Nettokosten bei der PVT um 6 Mio. höher waren als budgetiert.
Vorsichtshalber wurde eine Rückstellung von 31 Mio. Franken gemacht für den Fall, dass die
Stadt eine Zinsgarantieleistung für die Jahre 2001 und 2002 an die PVK der Stadt Bern lei-
sten muss. Die Rechnung 2003 ist Geschichte. Das Geld ist ausgegeben. Aber der Bilanz-
fehlbetrag und die zurückgestellten Investitionen erinnern daran, dass die Rechnung 2003
auch Zukunft bedeutet. Eine Zukunft, die zum grossen Teil ungewiss ist in Bezug auf die Hö-
he der Folgekosten, welche durch die Unterlassungssünden im Bereich der Werterhaltung im
Tief- und Strassenbau, aber auch im Hochbau entstehen werden. In diesem Bereich wird zu
wenig investiert. Der Gemeinderat ist gefordert, sich für die Zukunft in diesem Bereich griffige
Massnahmen zu überlegen. Der Bereich EDV ist durch die Legislative nur schwer zu beein-
flussen. Durch die stetige Weiterentwicklung in diesem Bereich mit zum Teil gravierenden
Kompatibilitätsmankos ist man fast gezwungen, die am Markt angebotenen Produkte anzu-
schaffen. Ob diese dann voll genutzt werden, ist eine andere Frage. Seitens des Informatik-
dienstes wurde uns versichert, dass diesbezüglich eine gute Planung bestehe. Wir glauben
das und hoffen, Anschaffungen im Millionenbereich bleiben uns in naher Zukunft erspart. Un-
sere Fraktion will, dass sich der Gemeinderat den Investitionen und der EDV annimmt, und
dass die vom Kanton vorgeschlagene Schuldentilgung weiter verfolgt wird.
Im Weiteren müssen wir uns wieder bewusst werden, welches die Kernaufgaben einer Stadt
sind und uns darauf konzentrieren. Wenn wir dies konsequent tun, werden wir auch wieder
Spielraum erhalten für Sachen, die unter Rubrik „schön zu haben“ figurieren. Die SVP wird
Gebührenerhöhungen jeglicher Art mit Vehemenz bekämpfen. Wir werden keine verstecken
Steuern dulden und werden dies im kommenden Wahlkampf den Bürgerinnen und Bürgern
dieser Stadt auch kommunizieren.
Unsere Fraktion stimmt der vorgelegten Rechnung 2003 zu, weil die Zielsetzungen erreicht
worden sind. Allerdings wäre es falsch, nun in Euphorie zu geraten. Davor warnen wir mit
Nachdruck. Wir bitten den Gemeinderat, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die geleis-
tete Arbeit unseren Dank auszusprechen.
NSB ist mit sehr grossem Aufwand verbunden. Dies wurde von jeder Verwaltungsstelle, die
mit NSB zu tun hatte, bestätigt. Wir haben schon letztes Jahr darauf hingewiesen, dass die
Zusammenarbeit zwischen den Kommissionen und der Verwaltung einer Überarbeitung be-
darf. Die Schnittstellen müssen definiert werden, damit das Hin- und Herschieben von Ge-
schäften möglichst vermieden wird. Wir wollen aber nicht auf den Schwachstellen herumhak-
ken, sondern dazu beitragen, dass allfällige Verbesserungen für die Zukunft gemacht werden
können, auch wenn wir damals gegen die Einführung von NSB gestimmt haben. Wir äussern
uns nicht zu den einzelnen Piloten. Die BAK hat sich um sie gekümmert, und deren Präsident
hat sich ausführlich dazu geäussert. Unsere Aufmerksamkeit gilt dem Thema Bonus/Malus.
Wer Boni erarbeitet, soll diese als Belohnung erhalten und auch über deren Verwendung ent-
scheiden können. Es ist fraglich, ob Abteilungen, die über Gebühren finanziert werden, ein
Anrecht auf Boni haben. Anlässlich der Debatte zum Bonus/Malus-Reglement werden wir
Gelegenheit haben, diese Fragen eingehend zu diskutieren. In Zukunft werden wir uns auf die
Ziele und Steuerungsvorgaben konzentrieren. Auch das Hinterfragen von so genannten gege-
benen Zahlen wird von grosser Wichtigkeit sein. Bis heute haben wir uns „nur“ mit Piloten
befasst. In Zukunft wird dies anders sein. Es wartet viel Arbeit auf uns, und wir müssen uns
zusammenraufen, damit uns NSB in einem vernünftigen Rahmen in Anspruch nimmt. Wir dan-
ken der Verwaltung und der Umsetzungskommission für die geleistete Arbeit und nehmen den
Bericht zustimmend zur Kenntnis.

German Kalbermatten für die Fraktion CVP/ARP-Fraktion: Mit Befriedigung nimmt unsere
Fraktion von dem guten Rechnungsergebnis Kenntnis. Die Rechnung schliesst ausgeglichen
ab. Die Haushaltmassnahmen und die Anstrengungen zur Verbesserung der Stadtfinanzen,
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auf Seite Gemeinderat wie auch auf Seite Stadtrat beginnen offensichtlich Wirkung zu zeigen.
Die Unkenrufe über ein finanzielles Desaster haben sich glücklicherweise nicht bewahrheitet.
Doch „eine Schwalbe macht noch keinen Sommer“. Eine gute Rechnung heisst noch nicht,
dass die Stadt Bern finanziell saniert ist. Brechen wir also nicht in Euphorie aus! Im Namen
unserer Fraktion möchte ich es hier nicht unterlassen, der Verwaltung für ihre grosse Arbeit
zu danken. Ganz wesentlich hat der Steuerertrag, der den budgetierten Ertrag um 20,4 Mio.
Franken übersteigt, zum guten Rechnungsergebnis beigetragen. Es freut uns auch, dass der
altrechtliche Bilanzfehlbetrag um fast 21 Mio. vermindert werden konnte. Vergessen wir aber
nicht, dass die Restschuld immer noch rund 231 Mio. beträgt. Wir müssen sie laut Vorgabe
des Kantons in den nächsten 10 Jahren abtragen. Es gilt also weiterhin, ein wachsames Auge
auf die Ausgaben zu halten. Das heisst: Keine neuen kostenwirksamen Ausgaben und keinen
Abbau von Konsumausgaben zugunsten von Investitionen für Arbeitsplätze und Sicherheit.
Wir müssen die Einnahmenseite aktivieren. Das heisst, zu den ansässigen Gewerbebetrieben
und Unternehmen Sorge tragen und sie ohne Schikanen und immer weiter zunehmende Las-
ten wirken lassen. Wir müssen auch zu den natürlichen Steuerzahlenden vermehrt Sorge tra-
gen. Bern muss unter anderem auch für Familien zahlbar bleiben. Mit attraktiven Standortbe-
dingungen sollen gute Steuerzahlende Bern als Wohn- und Arbeitsort wählen können. Für die
CVP/ARP-Fraktion gilt es nun, mit den zukünftigen Budgets die Finanzpolitik zu konsolidieren
und den positiven Trend fortzusetzen. Unsere Fraktion stimmt der vorliegenden Rechnung zu.

Béatrice Stucki für die Fraktion SP/JUSO: Der altrechtliche Bilanzfehlbetrag konnte um 20,9
Mio. reduziert werden. 13,8 Mio. Rückstellungen aus dem Vorjahr wurden stehen gelassen,
um Unsicherheiten bezüglich der definitiven Veranlagungsergebnisse der Steuern abzusi-
chern, und 31,2 Mio. Franken wurden wegen der drohenden Zinsgarantieleistungen an Bern-
Mobil seit 2001 zurückgestellt. Dazu zu rechnen wären auch noch die Rückstellungen aus den
Sonderrechnungen von rund 17 Mio.
Zu den Steuereinnahmen: Natürlich sind die Mehreinnahmen von 22,1 Mio. erfreulich. Schon
zweimal in Folge waren die Steuereinnahmen wesentlich höher als budgetiert. Budgetiert der
Gemeinderat die Steuereinnahmen bewusst knapp, um den Spardruck zu erhöhen? Werden
weniger Steuernachlässe gewährt und Personen, die ihre Steuerschuld nicht bezahlen kön-
nen, an den Sozialdienst „delegiert“? Mehreinnahmen bei den Steuern zeigen auch, dass die
Wohnbaupolitik der Stadt Früchte trägt. Die Steuereinnahmen, insbesondere von natürlichen
Personen mit hohen Steuereinkommen sind willkommen. Eine Stadt darf aber nicht nur für
Leute mit hohen Einkommen eine hohe Lebensqualität bieten. Gute Lebensqualität muss für
alle Einkommensschichten unser oberstes Ziel sein. Das Personal der Stadt hat viel zum gu-
ten Ergebnis beigetragen. Der Unterbestand bei der Polizei und die Mechanisierung bei der
Strassenreinigung haben zu einer Reduktion der Personalkosten geführt. Beispielsweise wur-
den auch die Weiterbildungskonti in den Direktionen zum Teil massiv unterschritten. Die Re-
gel, vakante Stellen während drei Monaten unbesetzt zu lassen, ist zwar finanziell attraktiv,
aber für die Mitarbeitenden eine grosse Belastung, die sich negativ auf die Motivation auswir-
ken kann. Mit 10 Sparpaketen hat das Personal einen Sparbeitrag von rund 30 Mio. Franken
erbracht, in Form von weniger Teuerungsausgleich und Personalabbau. Der Gemeinderat und
die Mitarbeitenden der Stadtverwaltung haben gut gearbeitet. Trotz Finanzierung von wichti-
gen und notwendigen Arbeiten zeigt die Rechnung gegenüber dem Budget einen Minderauf-
wand von 14,4 Mio. Das zeigt uns, dass Gemeinderat und Mitarbeitende sorgfältig und haus-
hälterisch mit den Finanzen der Stadt umgehen.
Die Sparpakete haben dazu geführt, dass die Stadt seit 2001 ausgeglichene Rechnungen
ausweist. Dazu beigetragen haben verschiedene Faktoren, wie z.B. der Personalabbau und
schlechtere Leistungen für das Personal, Verkauf von Schulhäusern an den Kanton, Abbau
bei Dienstleistungen der Stadt, höhere Gebühren für Dienstleistungen der Stadt und ein ho-
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hes Ausgabenbewusstsein beim Personal. Unsere Fraktion sieht noch viele zu realisierende
Aufgaben: Lange Wartelisten bei den Kitas und den Tagis, Lohnungleichheiten zwischen An-
gestellten von subventionierten Betrieben und städtischen Angestellten, ein riesiger Nachhol-
bedarf beim Unterhalt der Schulhäuser, dringender Bedarf an Unterstützungsmassnahmen im
Bildungsbereich, fehlende Sportanlagen und brachliegende Bauflächen. Es geht nicht an,
dass die Stadt bei Investitionen für den Kanton weiterhin zur Kasse gebeten wird, ohne dass
sich die kantonale Bevölkerung solidarisch zeigt. Der Gemeinderat muss beim Kanton ener-
gisch Gegenrecht fordern. Städtische Strassen müssen an den Kanton abgegeben werden
können, und das Sparpotential beim Unterhalt ist auszuschöpfen. Wir werden uns gegen jeg-
liche Steuersenkungsmassnahmen zur Wehr setzen. Der Gemeinderat muss deshalb gegen-
über dem Kanton geeint und selbstbewusst auftreten. Er hat die Bedürfnisse der Stadt dezi-
diert zu vertreten.
Wenn man unter Investitionsausgaben nur die „Hardware“ versteht, sind sie gesunken. Wir
haben aber investiert, in die Bildung, in Kitas und Tagis, in die Integration, Prävention und
das Wohnumfeld. Wenn Kinder und Jugendliche betreut sind, steigen die Steuereinnahmen,
und die Sozialwerke werden entlastet. Wir schätzen Berns Lebensqualität als sehr hoch ein,
nicht zuletzt dank diesen Investitionen. Unsere Fraktion stimmt der Rechnung 2003 einstim-
mig zu. Wir danken allen Mitarbeitenden der Stadt und dem Gesamtgemeinderat. Sie alle
bemühen sich seit über 11 Jahren, die städtischen Finanzen ins Lot zu bringen und haben
dabei Erfolg. Unsere Beurteilung zur NRM-Rechnung gilt auch für die sieben Piloten. Es wur-
de viel Geld für die Menschen dieser Stadt investiert: Das Angebot an Plätzen in Kitas und
Tagis wurde um 49 Plätze gesteigert. 4500 Kinder werden betreut. 539 warten noch auf einen
Platz. Dieses Engagement ist weiterhin voranzutreiben, und wir hoffen, dass die Verhandlun-
gen mit dem Kanton bezüglich Übernahme in den Lastenausgleich erfolgreich sein werden.
Investiert wurde auch beim Gesundheitsdienst mit Präventionsmassnahmen. Zu loben ist der
Kostendeckungsgrad des Gesundheitsdienstes, der von 27,4% im Jahre 2002 auf 37,0% er-
höht werden konnte.
Ein Teil unserer Fraktion steht dem Bonus/Malus kritisch gegenüber. Es wird befürchtet, dass
dieses System dazu führt, dass Budgets gekürzt werden und der Handlungsfreiraum, nicht
ausgegebenes Geld in das nächste Rechnungsjahr mitzunehmen und für Spezialausgaben
einzusetzen, den Abteilungen nicht mehr zugestanden werden könnte. Es wird kritisiert, dass
das Arbeitsklima sich verschlechtern könnte, weil Bereiche, die aufgrund ihrer Aufgaben keine
Boni erarbeiten können andern Abteilungen gegenüber benachteiligt sind. Unklar ist auch,
wofür die Boni gebraucht werden dürfen, und es wird als störend empfunden, dass mit den
Boni Material oder Maschinen finanziert werden, die eigentlich vom Arbeitgeber zur Verfü-
gung gestellt werden müssten.
Unsere Fraktion stimmt auch der Rechnung 2003 der sieben Piloten zu.

Conradin Conzetti für die Fraktion GFL/EVP: Die Stadt Bern hat 2003 1,5 Milliarden umge-
setzt. Wie soll diese Zahl bewertet werden? Die Rechnung erscheint wie ein geschlossenes,
abgetrenntes System. Sie hängt jedoch vom Umfeld ab und wirkt auf dieses ein. Gibt es ein
Bruttostadtprodukt? Offenbar gibt es dazu keine konkreten Zahlen. Gemäss einer groben
Schätzung erreicht die Region VRB mit 200'000 Arbeitsplätzen ein Bruttoregionalprodukt von
über 22 Milliarden. Die Stadt hat mit 140'000 Arbeitsplätzen ein Bruttostadtprodukt von 15
Milliarden. 1,5 Milliarden davon wären öffentlicher Stadt-Umsatz. Die Gemeinde ist also ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Unsere Fraktion findet es gut, dass durch die öffentlichen Hände
und Konten, gemäss ihren Aufgaben, Geld fliesst: Aufträge für Firmen, Löhne, Honorare und
also Kaufkraft an EinwohnerInnen, die ihrerseits das Geld umsetzen. Wir hoffen, das diene
der Stadt, deren Wohlfahrt, dem sozialen Ausgleich und der ökologischen, nachhaltigen Ent-
wicklung der Stadt. Wir stimmen darum nicht ein ins Klagelied über zu viele Stadtaufgaben
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und zu hohe Staatsumsätze, was nicht heisst, man müsse einzelne Aufgaben, Ein- und Aus-
gaben nicht immer wieder neu überprüfen und ausgleichen. Wir danken allen, die sich an die-
sem Umsatz irgendwo beteiligen: den Steuerzahlenden, denen, die gegen Gebühren Dienste
der Stadt nutzen, der Wirtschaft, die Aufträge der Stadt ausführt, dem Gemeinderat und der
Verwaltung, die diese Gelder zum Nutzen aller einsetzen und besonders der Steuer- und Fi-
nanzverwaltung, die diese Geldströme geregelt staut, im Reservoir aufbewahrt oder fliessen
lässt.
Die Steuereinnahmen sind mit fast 45% der grösste Einnahme-Anteil. Es ist erfreulich, dass
sie höher sind als im Vorjahr und höher als budgetiert. Gleich viele natürliche Personen ha-
ben deutlich mehr Einkommenssteuern bezahlt als im Vorjahr (+ 3%). Der Anteil Steuerpflich-
tige niederer Einkommensgruppen ist gesunken, derjenige höherer gestiegen. Bei den juristi-
schen Personen sind sowohl Anzahl wie Höhe der Steuereingänge deutlich gestiegen. So
schlecht ist es offenbar weder der Wirtschaft noch der Bevölkerung im Allgemeinen gegan-
gen. Die sachte steigenden Steuereinnahmen begrüssen wir. Sie dienen sowohl den
Stadtaufgaben in den Bereichen Kultur, Sicherheit und Bildung, Verkehr, Umwelt, Hoch- und
Tiefbau, wie auch allgemein der Wirtschaft und dem sozialen Ausgleich.
Demgegenüber sind die Einnahmen aus Entgelten leicht gesunken, zum Beispiel bei den
Parkplatz- und Friedhofgebühren. Höhere Gebühren könnten sich kontraproduktiv auswirken,
entweder weil deren Bewirtschaftung teurer wird, oder weil die Dienste wegen der hohen Ge-
bühren nicht mehr beansprucht werden. Wir sind deshalb gegen ein weiteres Gebühren-
wachstum.
Die Gemeinde hat 9,5 Mio. für BernMobil an die Personalvorsorgekasse (PVK) nachgezahlt.
Sie hat 31,2 Mio. zurückgestellt für den Fall der anderen Nachzahlung an die PVK. Wenn die
Gemeinde nicht nachzahlen muss, werden die 31 Mio. wieder frei. Da wir beim Abbau der
altrechtlichen Schulden auf Kurs sind, wäre – angesichts vieler zurückgestellter Investitionen
– die Erhöhung der Investitionen wichtiger und produktiver. Der Selbstfinanzierungsgrad von
Investitionen ist 2003 auf 74% gesunken, allerdings bei einem 5-jährigen Mittel von 130%.
Die Abschreibung von 20,8 Mio. senkt den altrechtlichen Bilanzfehlbetrag auf 231 Mio. Die
Gemeinde ist in der Lage, diesen Fehlbetrag nach den kantonalen Vorgaben in den kommen-
den Jahren gelassen abzuschreiben.
Unsere Fraktion interessieren besonders die ökologischen Themen der Stadtentwicklung. Zu
diesen ist aber in der Gemeinderechnung in der bisherigen Form kaum etwas zu lesen. Das
Amt für Umweltschutz hat einen Aufwand von 5 Mio., was als minimal erscheint im 890-Mio.-
Aufwand der Verwaltungsrechnung. Ökologische Themen wären Hauptthemen in den Direk-
tionen für Hochbau, Stadtgrün und Energie sowie für Planung, Verkehr und Tiefbau. Wir rech-
nen damit, dass diese Direktionen in ihrem Alltag und in ihren Planungen die ökologischen
Aspekte beachten. Das Wichtigste aber, nämlich Stadtbauten, Verkehr und Energie, sind aus-
gegliedert. Es ist problematisch, dass wir deren Rechnungen nicht zur Kenntnis nehmen, ge-
schweige denn ihnen zustimmen können. Ökologische Themen laufen quer durch alle Ver-
waltungen. Deren Beachtung wäre in einer Rechnung ohnehin nicht direkt ablesbar. Die Ge-
meinderechnung erfüllt die wesentlichen formalen und inhaltlichen Vorgaben. Sie entspricht
dem politischen Willen des Voranschlages. Wir stimmen ihr zu, nicht euphorisch, sondern
nüchtern.
Auch uns erscheint das Bonus/Malus-System als hochproblematisch, im Grundsatz, in den
Entscheidungen und in den Verwendungen. Dem Jahresbericht der Pilotabteilungen stimmen
wir jedenfalls zu.

Catherine Weber für die Fraktion GB/JA!/GPB: Im Namen unserer Fraktion danke ich allen
Angestellten der Stadtverwaltung. Sie haben wesentlich dazu beigetragen, dass auch im Jahr
2003 mit den vorhandenen Ressourcen sorgfältig umgegangen worden ist. Dabei ist festzu-
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halten, dass sie selber einmal mehr einen Sparbeitrag geleistet haben. Für unsere Fraktion ist
darum heute klar, dass das Sparen auf Kosten des Personals ein Ende haben muss. Dass
auch die Rechnung 2003 ausgeglichen ist, ist erfreulich. Es ist nicht so sehr die Ausgegli-
chenheit, die es zu würdigen gilt. Vielmehr gilt es zu prüfen, ob die Budgets eingehalten wor-
den sind, oder warum sie überschritten wurden. Es ist praktisch überall weniger ausgegeben
worden als budgetiert.
Was uns aber leicht irritiert ist, dass die 31,2 Millionen Franken für die PVK jetzt doch zurück-
gestellt worden sind. Noch letztes Jahr hat der Finanzdirektor dem Stadtrat versichert, dass
eine Rückstellung nicht notwendig sei bzw. dass sie gegenüber dem Kanton ein schlechtes
Signal wäre. Dieser Ansicht sind wir noch immer, vor allem, wenn die Stadt trotz dieser doch
sehr hohen Rückstellung eine ausgeglichene Rechnung präsentieren kann. Die vertiefte Be-
handlung der Rechnung ist eine Art Vorarbeit für die Behandlung des Budgets und für die
Einschätzung, wo welche Kosten auf uns zukommen könnten oder wo man dringend mehr
Geld investieren müsste. Die Behandlung der Rechnung 2003 ist dieses Jahr zum ersten Mal
Aufgabe der BAK gewesen. Bisher waren Budget und Rechnung Aufgabe der Finanzkommis-
sion. Damit war garantiert, dass das Wissen im Zusammenhang mit der Rechnung direkt in
die Beratung des Budgets einfliesst. Für die Erstberatung der Budgets mit NSB sind nun die
Sachkommissionen zuständig. Das Rechnungs-Wissen der BAK-Mitglieder wird also – wenn
überhaupt – erst bei der BAK-Budgetberatung einfliessen können. Hier besteht noch viel Dis-
kussions- und allenfalls Änderungsbedarf in den Abläufen. Die Vorarbeiten zur Prüfung der
Rechnung fanden unter enormem Zeitdruck für Kommission und Verwaltung statt. Das ist für
alle eine äusserst unbefriedigende Situation. Offensichtlich wird sich das nicht ändern. Die
Rechnung 2003 der Stadt Bern lässt sich zeigen. Sie ist aber ein fragiles Konstrukt. Auch
wenn das unselige Steuerpaket wuchtig abgelehnt worden ist, gibt es andere Sparmassnah-
men von Bund und Kanton, die auf uns zukommen werden. Auch die Steuersenkungs-Gelüste
des Kantons kommen immer näher. Es braucht auch künftig viel Anstrengung, um zusätzliche
Finanzmittel zu generieren.
Stichworte dazu: Bessere Abgeltung an die Bundeshauptstadt und eine stärkere finanzielle
Beteiligung der Agglomerationsgemeinden. Die auf Seite 22 der NRM-Rechnung erwähnte
Prognose eines jährlichen Defizits für die Planjahre 2005 und 2007 zwischen einer und drei
Millionen Franken als Folge der Reduktion des Gemeinderat von 7 auf 5 irritiert uns. Unsere
Fraktion wird diesbezüglich wachsam sein.
Wir genehmigen die vorliegende Jahresrechnung 2003 mit ganz speziellem Dank an die Fi-
nanzverwaltung für ihre seriöse Arbeit.
Wir können die Jahresberichte 2003 der NSB-Piloten genehmigen, stellen aber fest, dass im
Hinblick auf die flächendeckende Einführung von NSB noch viel Arbeit zu leisten ist. Die
Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit – nicht nur bei der äusseren Gestaltung, sondern auch
bei der Verrechnung von Leistungen und Einnahmen – müssen verbessert werden. Es wird
zum Glück immer eine Rechnung nach NRM geführt werden müssen. Damit kann ein Teil der
mit NSB verloren gehenden Transparenz wieder wettgemacht werden. Das Nachfragen und
Hinterfragen bleibt uns auch in Zukunft nicht erspart. Unsere Fraktion war und ist bezüglich
Boni sehr skeptisch, vor allem dann, wenn mit einem Bonus ohne ersichtlichen Grund Rück-
stellungen gemacht werden, oder wenn Anschaffungen getätigt werden, die in ein ordentli-
ches Budget gehören. Wenn ein Bonus von 250'000 Franken entsteht, könnte man sagen, es
sei einfach falsch budgetiert worden. Wir werden aber den heute beantragten Boni zustim-
men. Es wäre unfair, sie plötzlich abzulehnen, nur weil man nach sieben Pilot-Jahren am Sys-
tem zweifelt. Die Diskussion darüber wird im Zusammenhang mit dem Reglement geführt
werden können. Vielleicht informiert uns heute der Gemeinderat über den Stand der Dinge.
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Stephan Hügli für die FDP-Fraktion: Wir stimmen der Rechnung zu. Wir freuen uns über den
Finanzierungsüberschuss von 2,6 Mio., der jedoch schon weniger hoch ist als letztes Jahr. In
dem Sinne ist unsere Rechnung nicht so rosig. Wir investieren zu viel, allerdings zu wenig in
den Unterhalt. Die Rechnung ist ausgeglichen dank der Tatsache, dass wir auf Kosten unse-
rer Substanz leben, die wir nicht zu unterhalten vermögen. Weil wir in der Stadt nicht mehr
gleich abschreiben müssen wie vorher, haben wir nicht schon dieses Jahr einen Fehlbetrag
von knapp 10 Mio. Das gute Resultat ist auch den zu hohen Gebühren zu verdanken, die ewb
als Monopolistin verlangt. Der Personalaufwand ist geringer, weil die Polizei einen Unterbe-
stand hatte, weil nur alle zwei Jahre Schulungen stattfinden, weil der Vollbestand zu budge-
tieren ist und weil immer wieder Leute pensioniert werden. Durch die Auslagerung des Alters-
heims Neuhaus wurden Stellen und Kosten gespart. Das Gleiche gilt für die Stadtbauten. Die
Abschreibungen sind im Vergleich zu den Vorjahren wesentlich tiefer ausgefallen, weil die
Stadtbauten ausgelagert sind und selber und anders abschreiben. Es ist erfreulich, dass mehr
Steuern eingegangen sind als budgetiert. Ich danke der Steuerverwaltung, der Finanzverwal-
tung und Finanzdirektion für die äusserst präzise und leicht zurückhaltende Budgetierung. Es
ist erfreulich, dass bei der sozialen Wohlfahrt 9 Mio. gespart werden konnten. Hoffentlich ist
das eine Trendwende. Dass bei der Sicherheit 3,6 Mio. weniger ausgegeben wurden, gibt uns
zu denken. Die Sicherheit ist eine Hauptsorge der Berner. Hier sollte wieder mehr ausgege-
ben werden.
Neu ist die BAK für die Rechnung zuständig. Das in der FIKO erarbeitete Wissen konnte nicht
vollständig in die BAK übernommen werden. Der BAK standen die Revisionsbemerkungen des
Finanzinspektorats nicht zur Verfügung. Das sind etwa 50 grundlegende Bemerkungen, auf
welche die FIKO sich bei der Beurteilung der Rechnung jeweils gestützt hat. Wir müssen in
Zukunft bei der Zusammensetzung der Kommissionen dafür sorgen, dass möglichst kein Wis-
sen verloren geht. Man kann die BAK auch loben. Sie hat sich intensiv um die 31,2 Mio. bzw.
48 Mio. (inklusive Anstalten) Zinsrückstellungen bemüht. Wir haben verlangt, dass sie budge-
tiert werden. Das wurde immer abgelehnt. Jetzt ist klar geworden, dass sie budgetiert werden
müssen. Der altrechtliche Fehlbetrag wird uns noch 12 oder 13 Jahre belasten. Wenn der
Betrag nicht zurückbezahlt würde, würde der Kanton eine Steuererhöhung beschliessen. Wir
würden damit die gesetzlichen Vorschriften nicht einhalten und würden die Finanzhoheit ver-
lieren. Die Gewinnablieferung der Stadtbauten ist weniger hoch als geplant. Die Entlastung
der Stadtrechung hat stattgefunden. Wir vermögen es nicht, genügend Investitionen zu täti-
gen. Wir vermögen nicht einmal den Wert unserer bisherigen Investitionen zu erhalten. Das
Gewinnverwendungspotential liegt bei der Abtragung des altrechtlichen Fehlbetrags von 231
Mio. und bei der Annuitätenschuld der Pensionskasse.
Die Motion von Heinz Rub hat verlangt, dass die Ferien- und Überzeitguthaben in der Rech-
nung aufgenommen werden. Das wurde abgelehnt. Jetzt wurde es doch gemacht, weil die
Revision es so verlangt. Die Tilgungsraten für die Schulden müssen in die Bestandesrech-
nung aufgenommen werden. Dieses Jahr hatten wir, parallel zu NSB, auch die Einführung von
SAP. Die Prozesse laufen noch nicht optimal. Deshalb wurden auch die Termine nicht einge-
halten. Die BAK muss den Prozess unterstützend und kritisch hinterfragend begleiten.
Die Tatsache, dass das SAP-Know-how bei einem Mitarbeiter konzentriert ist, stellt ein Risiko
dar. Die Berichterstattung des Fonds ist noch nicht erfolgt. Die BAK muss ihn im Auge behal-
ten. Der Finanzplan weist trotz der vorgeschlagenen Massnahmen ein Defizit aus. Das ist die
Bemerkung GR2. Die Bemerkung GR4 betrifft die bereits erwähnte Überstundenproblematik.
Die Verpflichtungskreditkontrolle des Finanzinspektorats hat ergeben, dass wir 140 Kredite
haben, die älter sind als 6 Jahre. Das dürfte nicht sein. Zwischen der früheren Finanzkommis-
sion und dem Gemeinderat wurde bezüglich der unabgerechneten Kredite vereinbart, dass zu
Krediten, die nach mehr als vier Jahren noch nicht abgerechnet wurden, im Rahmen des Ver-
waltungsberichts eine kurze Zwischenstandmeldung erfolgen muss. Das muss die BAK hin-
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terfragen. Der seinerzeitige Vorstoss der FIKO hinsichtlich Kreditabrechnungen wurde vom
Gemeinderat immer noch nicht behandelt. Urs Jaberg hat verlangt, dass ihn das Ratssekreta-
riat traktandiert. Die BAK soll ihre Hausaufgaben machen. Zum Schluss danke ich dem Finan-
zinspektorat und der Finanzverwaltung, die in einem schwierigen Arbeitsumfeld die Rechnung
termingerecht abgeliefert haben.

Für die Kommission BAK Rudolf Friedli (SVP): Die Revisionsbemerkungen waren der BAK
bekannt. Sie enthielten nichts Gravierendes. Die Revisionsstelle hat die Rechnung ja auch zur
Genehmigung empfohlen. Zum Teil waren es Bemerkungen, die schon seit Jahren in den Re-
visionsberichten stehen. Wir waren auch im Besitz des Berichts der unabhängigen Revisions-
stelle und der Antwort des Gemeinderates. Bezüglich Überstunden gibt es verschiedene Auf-
fassungen. Die Stadt hat sich an den Entscheid des Stadtrates i.S. Vorstoss Rub gehalten.
Das ist auch richtig so. In Zukunft werden die Sachkommissionen Budget und Rechnung ein-
gehend prüfen. Die BAK wird ausschliesslich eine Gesamtbeurteilung vornehmen. Die BAK
hat das Wichtige getan. Deshalb muss ich den Vorwurf, sie habe ihre Hausaufgaben nicht
gemacht, zurückweisen.

Direktor FPI Kurt Wasserfallen: Es ist eine gute Rechnung, aber Euphorie wäre fehlt am Platz.
Aus den Fraktionserklärungen ist hervorgegangen, dass dies auch vom Parlament so be-
trachtet wird. Es bleibt noch viel zu tun. Der altrechtliche Bilanzfehlbetrag ist noch nicht ab-
getragen. Die Investitionen stauen sich nach wie vor, weil wir zu wenig Geld haben. Der
Werterhalt ist nach wie vor ungenügend. Steuererhöhungen wurden vom Volk schon etliche
Male abgelehnt, und die Gebühren sind ausgereizt. Es sind also in der Stadt Bern keine gros-
sen Sprünge mehr möglich. Das Finanzinspektorat wird dem Gemeinderat im dritten Quartal
eine Verordnung zu Bonus/Malus vorlegen. Ich bitte den Stadtrat zu entscheiden, ob er die-
ses System will, und wie es ausgestaltet sein soll. Es ist ein gutes System. Bis anhin hatten
wir nur Boni. Wenn nun einmal ein Malus vorkommt, müssen keine Nachkredite gesprochen
werden. Die Abteilung muss dann schauen, wie sie mit dem ihr zugeteilten Globalbudget zu-
rechtkommt.
Frau Stucki hat gefragt, ob der Gemeinderat die Steuereinnahmen bewusst knapp budgetiere,
um den Spardruck zu erhöhen. Der Steuerverwalter ist ein vorsichtiger Mensch. Das ist auch
gut so. Die Budgetierung der Steuereinnahmen ist äusserst schwierig. Mir ist ein vorsichtiger
Steuerverwalter lieber als einer, der euphorisch budgetiert. Das würde nämlich dazu führen,
dass Gemeinde- und Stadtrat neu Geld ausgeben würden. Hinterher würde dann das Gejam-
mer folgen. Das wollen wir vermeiden.
Zur Frage nach dem Teuerungsausgleich für das Personal: Der Gemeinderat hat 0.25 % mehr
ausbezahlt, als es seine Pflicht gewesen wäre. Wenn wir Geld haben, möchten wir den nicht
gewährten Teuerungsausgleich auf diese Weise aufholen.
Frau Stucki hat gesagt, wir müssen gegenüber dem Kanton entschiedener für unsere Rechte
eintreten. Es nützt nichts, beim Kanton oder beim Bund zu jammern. Deren Finanzlage ist
noch viel schlimmer als die unsere.
Zu den Rückstellungen der PVK: 2002 stand noch nicht fest, wie hoch diese Rückstellungen
sein würden. Als das dann bekannt war, hat die Revisionsstelle klar gesagt, sie könne unsere
Rechnung nicht abnehmen, wenn wir die Rückstellungen nicht wenigstens teilweise vorneh-
men. Wenn wir nun das Geld nicht einlegen müssen, wäre es das Beste, damit die altrechtli-
chen Schulden zu tilgen und es nicht für Neues auszugeben, aus dem sich wieder Folgeko-
sten ergeben.
Wir nehmen die Revisionsbemerkungen ernst. Wir bezahlen das, was wir bezahlen müssen.
Es ist aber eine andere Frage, ob diese Summen vorher immer noch aktiviert werden sollen.
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Ich bitte Sie, dem Antrag des Gemeinderates auf Seite 23 der Rechnung, und damit auch dem
Antrag der BAK, zuzustimmen. Ich bitte auch um Unterstützung des Antrags der BAK bezüg-
lich der 7 Piloten.

Beschlüsse

1. Der Stadtrat genehmigt die Jahresrechnung 2003 mit ausgeglichenem Ergebnis mit 62 : 0
Stimmen und nimmt Kenntnis der Nachkredite von Fr. 47 715 075.60 (Verwaltungsdirek-
tionen) und von Fr. 20 837 523.63 (Sonderrechnungen) in der Kompetenz des Gemeinde-
rats.

2. Der Stadtrat genehmigt die Jahresberichte 2003 der Pilotabteilungen Berufsfeuerwehr, Ju-
gendamt, Gesundheitsdienst, Stadtgärtnerei, Informatikdienste, Schul- und Büromaterial-
zentrale sowie Abfallentsorgung mit 63 : 0 Stimmen.

- Traktandum 6 wird vorgezogen. -

6 Dringliche Interpellation Daniel Lerch (CVP): Subventionen für Tieferlegung BN
in Bümpliz

Geschäftsnummer 04.000349

Wider erwarten wurde das Tramprojekt „Bern-West“ abgelehnt. Ein grosses Auftragsvolumen
im Tiefbau geht damit verloren. Der Bund wird die Gelder wohl in Projekte anderswo investie-
ren. Der Kanton hat keine anderen Projekte dieser Grössenordnung, die anstehen. Dem hie-
sigen Baugewerbe geht dadurch ein grosses Auftragsvolumen verloren.
Im Gegensatz zum Tramprojekt, welches von der Bümplizer Stimmbevölkerung zweimal ab-
gelehnt wurde, geniesst ein zweites öV-Projekt bei den Bümplizerinnen und Bümplizern gros-
se Sympathien: die Tieferlegung der BN-Doppelspurlinie.
Es ist zu erwarten, dass die Frequenzen auf der BN-Linie in der nächsten Zeit wesentlich er-
höht werden. Dadurch steigen die Lärmemissionen. Aufgrund der vermehrt geschlossenen
Bahnschranken wird die Trennwirkung der Bahnlinie im Quartier wesentlich verstärkt. Die
geplante Unterführung für Fussgänger ist in der Bevölkerung nicht besonders beliebt.
Diese Situation soll auf Jahrzehnte zementiert werden, da der Bund die Tieferlegung der BN-
Linie abgelehnt hat. Obwohl die beiden Projekte nicht von der gleichen Stelle behandelt wur-
den, kann doch angenommen werden, dass die Konzentration auf das Tramprojekt mit ein
Grund für die Ablehnung war.
Wir stellen dem Gemeinderat folgende Fragen:
1. Sieht er eine Chance, einen Teil der fürs Tram Bern West vorgesehenen Gelder für die

Tieferlegung zu erhalten?
2. Ist der Gemeinderat bereit, den Bund und den Kanton angesichts des knappen Abstim-

mungsresultates noch einmal um Unterstützung für die Tieferlegung der BN anzugehen?

Begründung der Dringlichkeit:
Das Projekt für den Doppelspurausbau der BN-Linie ist in der Planungsauflage. Es muss des-
halb sofort gehandelt werden.

Bern, 27. Mai 2004



Protokoll Nr. 20 | Stadtratssitzung, 24. Juni 2004

898

Direktor PVT Alexander Tschäppät beantwortet die Dringliche Interpellation im Namen des
Gemeinderats wie folgt: Der Gemeinderat sieht keine Chance, einen Teil der vom Bund fürs
Tram Bern West in Aussicht gestellten Gelder für die Tieferlegung der BN-Geleise im Bereich
Brünnenstrasse zu erhalten. Stadt und Kanton Bern haben sich mit zahlreichen Interventionen
bei den Bundesbehörden darum bemüht, Subventionen für die Tieferlegung zu erhalten –
auch aus den Geldern, die der Bundesrat für Sofortmassnahmen im Agglomerationsverkehr
zur Verfügung gestellt hat. Mit Schreiben vom 31. Januar 2003 hat der Direktor des Bundes-
amts für Verkehr nochmals und abschliessend die Haltung des Bundes begründet und unter
anderem folgendes festgehalten:
- "Die Tieferlegung hat mit der neu geschaffenen Förderung des Agglomerationsverkehrs

über Artikel 56 des Eisenbahngesetzes keinen Zusammenhang, da einerseits die ange-
strebte bahnseitige Kapazitätserhöhung im Rahmen der S-Bahn Bern mit beiden Varian-
ten erreicht wird" – d.h. in Tieflage und à niveau – "und andererseits mit der Tieflage
grösstenteils nur einseitige Vorteile in städtebaulicher Hinsicht resultieren."

- "Die Mittel gemäss Artikel 56 Eisenbahngesetz sind nur für Investitionen vorgesehen, wel-
che die Wirtschaftlichkeit, Leistungsfähigkeit oder Sicherheit des Eisenbahnbetriebs we-
sentlich erhöhen. Als Mindestvoraussetzung für eine entsprechende Finanzhilfe müsste
der öffentliche Verkehr massgeblich gefördert werden. Beim Projekt in Tieflage liegen die
Vorteile jedoch überwiegend auf Seite der Strasse bzw. der Stadt."

Der Bund lehnt deshalb eine finanzielle Beteiligung ab. Weil der Bund sie ablehnt, lehnt auch
der Kanton jede Finanzierungshilfe ab.
Zu Frage 2: Am 20. März 2003 hat der Stadtrat die überparteiliche Motion SD/FDP/SVP: Die
Tieferlegung Bahnübergang Brünnenstrasse muss kommen! abgelehnt. In seinem damaligen
Vortrag an den Stadtrat hat der Gemeinderat ausführlich dargelegt, dass an die Mehrkosten
einer Tieferlegung weder vom Bund noch vom Kanton Beiträge zu erwarten sind, heute nicht
und auch in absehbarer Zeit nicht. Wir bedauern das sehr. Aber wir können niemanden zwin-
gen, Gelder zur Verfügung zu stellen, wenn die gesetzlichen Grundlagen dazu fehlen. An die-
sem Sachverhalt hat die Abstimmung über das Tram Bern West nichts geändert.

- Auf Antrag des Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -

Interpellant Daniel Lerch: Ich danke für die Gewährung der Dringlichkeit. Schallschutzmass-
nahmen sind für das Quartier die einzige annehmbare Lösung. Mit dem zukünftigen Quartier
Brünnen wird der Lärm noch verstärkt werden. Die Bahn wird in Zukunft auch für das alte
Quartier doppelt so viel Verkehr mit sich bringen. Deshalb ist die Bahn verpflichtet, etwas zu
unternehmen. Die Zerschneidung des Quartiers wird durch die Doppelspur verstärkt. Laut
Schätzungen werden die Barrieren etwa die Hälfte der Zeit geschlossen sein. Unterführungen
sind bei den Fussgängern nicht beliebt. Ein weiteres Argument für die Tieferlegung ist die
Arbeitsbeschaffung für die Region. Durch den Wegfall der erhofften Aufträge fürs Tram ist
Ersatz dringend nötig. Man kann davon ausgehen, dass Bund und Kanton neben dem
Tramprojekt nicht noch mehr Gelder für ein gleiches Anliegen in der gleichen Region spre-
chen wollen. Deshalb darf angenommen werden, dass beim Wegfall des einen Projekts die
Region berechtigt ist, wenigstens einen Teil dieser Gelder für ein Projekt mit dem gleichen
Ziel zu erhalten.
Der Bund hat sich vor Jahren zum Ziel gemacht, möglichst viele Niveauübergänge zu elimi-
nieren, weil sie Unfallschwerpunkte darstellen. Deshalb ist es nicht verständlich, dass in Buch
für wenige Spaziergänger und ein paar Kühe eine Unterführung gebaut wird, aber in Brünnen
bei einem stark frequentierten Bahnübergang eine Niveautrennung überflüssig sein soll. Die
Unfallgefahr ist in Brünnen sicher höher als in Buch. Der Gemeinderat muss die letzte Chance
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ergreifen, um zu verhindern, dass ein Planungsfehler auf Jahrzehnte hinaus zementiert wird.
Er muss die Verursacher an ihre Pflicht erinnern.
Obwohl die QBB sich immer für die Tieferlegung eingesetzt hat, findet der Gemeinderat das
nicht nötig. Ich habe den Eindruck, der Gemeinderat sei weder an der Tieferlegung noch an
der Einhaltung der Lärmschutzmassnahmen für das künftige Quartier oder an der Beschaf-
fung von Arbeit für die Region interessiert.

Fraktionserklärungen

Thomas Balmer für die FDP-Fraktion: Auch ich bedaure diesen Entscheid und die verpasste
Chance. Am angrenzenden Bahntrassee wird die Stadt Bern ein neues Wohngebiet erhalten,
gebaut von Investoren, die auf ein gutes Umfeld hoffen, das sie nun nicht erhalten. Dass
Bethlehem durch die fast pausenlos geschlossenen Schranken im Quartierleben durch die
Trennung sehr gestört wird, müssen wir nun auch in Kauf nehmen. Die FDP bedauert diese
Situation und stellt fest, dass genug Geld vorhanden wäre, das aber eher für Projekte ausge-
geben wird, die vom Volk nicht immer verstanden werden. Die Unterführung in Buch ist reali-
siert worden, bei der Umfahrung von Niederbottigen ist ein Viehtunnel vorgesehen und einige
Meter neben der neuen Unterführung wird eine noch neuere gebaut. Etwas stimmt da nicht.
Wir hoffen, dass die Prioritäten in Zukunft besser gesetzt werden.

Peter Bühler für die Fraktion SVP/JSVP: Wir diskutieren über eine TGV-Linie mit einem Ni-
veauübergang. Das ist wahrscheinlich der einzige auf der ganzen Strecke Bern – Paris. Wir
sollten voraus denken, bevor die Franzosen plötzlich eines Tages finden, es sei zu gefährlich,
die Züge bei diesem Niveauübergang vorbei fahren zu lassen. Im Riedbach haben wir eine
tolle Unterführung, die nicht gebraucht wird. Mich stört das Konkurrenzdenken von BernMobil
gegenüber der S-Bahn. Es wäre sinnvoller, die für Velos und Fussgänger geplante Unterfüh-
rung nicht zu bauen, und das dafür nötige Geld für eine Tieferlegung einzusetzen. Damit wäre
allen geholfen.

Peter Blaser (SP): Im Sinne einer persönlichen Anmerkung möchte ich folgendes sagen:
Wenn man Tram und Tiefverlegung zusammenbringt, muss man bedenken, dass die Gegner
des Trams mit dessen Ablehnung nichts gespart haben. Das Tram hätte die Stadt 18 Mio.
gekostet. An den aufgeschobenen Unterhalt müssen wir mehr als 10 Mio. bezahlen. Dafür
erhalten wir all das Schöne, die Aufwertung, die wir für einen Stadtteil schaffen wollten, nicht.

Der Interpellant ist mit der Antwort des Gemeinderats nicht zufrieden.

3 Verwaltungsbericht 2003 inkl. mündliche Berichterstattung der BAK zu ewb und
StaBe

Geschäftsnummer 04.000351

Der Stadtrat nimmt zustimmend Kenntnis vom Verwaltungsbericht 2003.

Für die Kommission BAK Rudolf Friedli (SVP): Wir hatten die Aufgabe, zum Verwaltungsbe-
richt des Gemeinderates einen Bericht zu erstellen. Sie haben den Bericht erhalten. Das ist
der letzte Verwaltungsbericht in dieser Form. Die Ereignisse im Frühling 2003 haben die Ein-
setzung einer PUK ausgelöst. Der dadurch generierte Aufwand war gross. Die vom Wechsel
betroffenen Direktionen haben uns gesagt, es habe viel Einarbeitungszeit gebraucht, um sich
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wieder in der normalen Arbeitswelt zurechtzufinden. Ich überlasse es den Fraktionen, auf
dieses Thema zurückzukommen.
NSB wurde überall als Mehrarbeit taxiert. Ich bin überzeugt, dass sich die für NSB nötige
Mehrarbeit nicht auf die Einarbeitungszeit beschränkt.
Ich danke den Mitarbeitenden für ihre Arbeit, die sie zum Wohl der Stadt verrichten. Den Dank
haben vielleicht nicht alle gleich verdient. Die BAK geht jedoch davon aus, dass die grosse
Mehrheit einen grossen Dank verdient hat.

Rolf Schuler (SP): Ist es tatsächlich die Haltung der BAK, dass einzelnen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern mehr gedankt wird als anderen? Wenn dies nicht explizit der Fall ist, be-
fremdet mich diese Aussage des BAK-Präsidenten.

Für die Kommission BAK Catherine Weber (GB): Es war nicht ganz klar, ob Rudolf Friedli für
die BAK oder für sich persönlich gesprochen hat, als er sagte, nur ein Teil der Mitarbeitenden
habe grossen Dank verdient. Wir haben das als BAK nicht so besprochen. Ich bitte Rudolf
Friedli um Klarstellung.

Rudolf Friedli (SVP): Wir haben in der Tat nicht darüber gesprochen, in welcher Form wir den
Mitarbeitenden danken wollen. Ich habe das von mir aus gemacht. Als BAK-Präsident darf ich
das in meiner Art machen.

- Nach der Pause folgen die Traktanden 5 und 7 vor der weiteren Behandlung des Verwal-
tungsberichts. -

Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen.

Namens des Stadtrats

Die Präsidentin: Margrit Stucki-Mäder

Die Protokollführerin: Simone Bonjour
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Dringlichkeitserklärungen

1. Die Dringlichkeit des Postulats der Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan
Hügli): Bahnhofplatz: Time-out wirklich nutzen wird vom Rat mit 24 : 34 Stimmen abge-
lehnt.

2. Die Dringlichkeit der Interpellation der Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan
Hügli): Druckabfall am Bahnhofplatz wird vom Rat mit 24 : 35 Stimmen abgelehnt.

3. Die Dringlichkeit der Richtlinienmotion der SP/JUSO-Fraktion: ReJob! Recycling: ökolo-
gisch - ökonomisch - sozial wird vom Rat mit 35 : 21 Stimmen bei 2 Enthaltungen bejaht.

4. Die Dringlichkeit der Motion der Fraktion GB/JA!/GPB-Fraktion (Annemarie Sancar-
Flückiger/Catherine Weber, GB): Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen und Auslän-
der: Der Kanton macht vorwärts: die Stadt Bern muss mitziehen wird vom Rat mit 29 : 30
Stimmen bei 3 Enthaltungen abgelehnt.

5 Dringliche Richtlinienmotion Fraktion FDP (Philippe Müller): Gegen falsche Si-
gnale in der Dampfzentrale – für eine lebendige Kulturpolitik

Geschäftsnummer 04.000305

Erster Akt (Subventionierung): Die Stadt schliesst einen Leistungsvertrag mit der Dampfzen-
trale, womit jährliche Subventionen von über 400'000 Franken verbunden sind. Dies stellt eine
Privilegierung gegenüber anderen Kulturinstitutionen dar, die ohne städtische Unterstützung
auskommen müssen.
Zweiter Akt („Weiche“ Dampfzentrale): Die Dampfzentrale wirtschaftet schlecht, freiwillige
Helfer werden „grosszügig“ verschmäht, lukrative private Aufträge ebenso generös abgelehnt,
Veranstalter (Kunden) werden unrichtig informiert, die Dampfzentrale ist zu teuer, Veranstal-
ter wenden sich ab. Die Dampfzentrale gerät in Schieflage, insbesondere in finanzieller Hin-
sicht.
Dritter Akt (Der „harte“ Subventionsgeber): Die Stadt als Subventionsgeberin reagiert und
stellt in Aussicht „hart und fordernd“ aufzutreten.
Vierter (und bisher letzter) Akt. Falsches Signal – Zurück zum ersten Akt?: Von der „hart und
fordernden Subventionsgeberin“ ist nichts mehr zu spüren – im Gegenteil: Es ist die Dampf-
zentrale, die weiter fordert und die Stadt gibt nach: die Subventionen werden faktisch um
120'000 Franken erhöht.
Die Stadt setzt ein falsches Zeichen: Selbst anerkannte Fehler werden sanktioniert und mit
höheren Subventionen geradezu belohnt. Selbst wenn jetzt angeblich Strukturverbesserungen
umgesetzt werden, ist das der denkbar ungünstigste Moment, beim Staat die hohle Hand zu
machen. Zuerst muss die Dampfzentrale beweisen, dass sie es besser kann. Das geplante
Vorgehen der Stadt lähmt demgegenüber jedes Engagement und den gerade in kulturellen
Belangen unabdingbaren kreativen Geist. „Geld statt Innovation“ hält sicher keine Kultur am
Leben. Gerade die vielen staatlich nicht subventionierten Institute haben es aufgrund des
fehlenden staatlichen Geldes (und aufgrund der abwesenden Einflussnahme seitens der „Ob-
rigkeit“) weit gebracht – mit Eigeninitiative und nicht mit staatlich geförderter Lethargie. Die
Pläne der Stadt sind denkbar ungeeignet, um der Dampfzentrale eine kreative Zukunft zu si-
chern.
1. Um diese Zukunft zu ermöglichen und um einem falschen Mentalitätswechsel in der Ber-

ner Kulturszene vorzubeugen wird der Gemeinderat ersucht, den Leistungsvertrag mit der
Dampfzentrale unverändert beizubehalten und der Dampfzentrale keine weitergehenden
finanziellen Vorteile zu gewähren und insbesondere weder den Mietzins zu erlassen, noch
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Unterhaltskosten zu übernehmen und auch keinen zusätzlichen Beitrag aus dem Kultur-
förderkredit zu gewähren.

2. Sollten Nachkredite bei Leistungsverträgen gewährt werden, so sind diese dem finanz-
kompetenten Organ vorzulegen (Einheit der Materie).

3. Ebenso zu verfahren ist, wenn eine andere Leistung oder weniger Leistung als ursprüng-
lich vereinbart neu gelten soll.

Begründung der Dringlichkeit:
Die Anpassungen seitens der Stadt sind kurzfristig vorgesehen, weshalb über die Motion
rasch befunden werden muss.

Bern, 22. April 2004

Der Stadtpräsident Klaus Baumgartner beantwortet die Dringliche Richtlinienmotion für den
Gemeinderat wie folgt: Der Gemeinderat ist der Auffassung, dass die Einschätzung der aktu-
ellen Probleme in der Dampfzentrale in der Dringlichen Richtlinien-Motion Fraktion FDP nur
teilweise zutreffend ist, was auch auf die zum Teil verzerrte und tendenziöse Darstellung der
Problematik in den Medien zurückzuführen ist. Der Leistungsvertrag, der mit der Dampf-
zentrale abgeschlossen wurde, bedeutet nicht einfach eine „Privilegierung“, wie in der Motion
dargestellt; er ist vielmehr mit Auflagen bezüglich der Ausrichtung des Programms verbunden,
die private Veranstalterinnen und Veranstalter auf dem Platz Bern nicht erfüllen müssen. Die-
se sind z.B. weder verpflichtet, in ihrer Programmation einheimische Kulturschaffende zu be-
rücksichtigen, noch einen künstlerischen Anspruch zu sichern. Sie sind völlig frei in der Ge-
staltung ihrer Programme. Die privaten Veranstalter setzen denn in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten auch zunehmend auf Veranstaltungen, die mit wenig kommerziellen Risiken verbunden
sind (wie z.B. Disco-Anlässe). Die Folge davon ist, dass Auftrittsmöglichkeiten für ein-
heimische Gruppen, die keinen nationalen Bekanntheitsgrad haben, rar geworden sind. In
diesem Sinn zu relativieren ist die Aussage der Motion, dass die privaten Anbieter „es weit
gebracht“ hätten: Obwohl sie geringe künstlerische Risiken eingehen, haben in den letzten
Jahren z.B. sowohl  das „Wasserwerk“ (mehrmals) wie auch das „Bierhübeli“ und der Club
„Tonis“ Konkurs angemeldet und Pächter gewechselt. Dies lässt auch die Aussage der Moti-
on, die Dampfzentrale habe „schlecht gewirtschaftet“, in einem milderen Licht erscheinen.
Das Hauptproblem des Dampfzentrale-Betriebs besteht in den zu hohen Mietkonditionen für
Veranstalterinnen und Veranstalter. Hier ist eine Verbesserung unerlässlich: Es braucht gün-
stigere Konditionen. Solche sind mit den vorgesehenen Massnahmen auch erreichbar. Die
Verteuerung der Mietkosten ist auf die Professionalisierung des Betriebs zurückzuführen, die
seit der Sanierung des Gebäudes 1999 und dem Einbau hochentwickelter Infrastruktur (Ton-
anlage) notwendig wurde und zu einer massiven Erhöhung der Personalkosten führte. Die
Massnahmen, die durch die Stadt eingeleitet wurden, konzentrieren sich deshalb in erster
Linie auf die Reduktion des Personalbudgets, das von gegenwärtig rund Fr. 670 000.00 auf
Fr. 470 000.00 zu senken ist. Diese Auflage wird nicht ohne harte Entscheidungen im Perso-
nalbereich, Entlassungen und Pensenreduktionen, erfüllbar sein.
Demgegenüber erscheint dem Gemeinderat ein finanzielles Entgegenkommen prüfenswert,
wenn die von der Stadt geforderten und vom Verein Dampfzentrale teilweise bereits eingelei-
teten Massnahmen definitiv feststehen.
Zu diesen Massnahmen gehören:
� Die Neuordnung der Zuständigkeiten von Vorstand und Betriebsleitung (beschlossen).
� Die Gesamterneuerung des Vorstands unter Einsitznahme einer Vertretung der Stadt

(beschlossen).
� Die erwähnte Reduktion des Personalaufwands auf den 1. Januar 2005.
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� Die Freigabe der Lichttechnik und unter bestimmten Voraussetzungen der Tontechnik
zur Bedienung durch die Veranstaltenden.

� Die Möglichkeit für Veranstaltende, selber eine Bar zu betreiben.
Die Umsetzung dieser Massnahmen soll die Mietkonditionen um rund einen Viertel ver-
bessern. Es ist am Vorstand, den neuen Tarif festzulegen. Eine nochmalige, im Interesse der
Veranstaltenden wünschbare Verbesserung der Bedingungen ergibt sich, wenn dem Verein
Dampfzentrale die im Leistungsvertrag vereinbarte Miete von Fr. 30 000.00 und der Aufwand
für den laufenden Unterhalt  (maximal Fr. 70 000.00) erlassen würden. Damit würde dem Ver-
ein Dampfzentrale das Gebäude künftig spielbereit zur Verfügung gestellt, wie dies auch beim
Schlachthaus Theater der Fall ist. Die erwähnten beiden Entlastungen sind, wie gesagt, erst
ernsthaft zu prüfen, wenn seitens des Vereins Dampfzentrale alle Massnahmen ergriffen wor-
den sind. Soweit sie zu einer Änderung des rechtskräftigen Leistungsvertrags führen würden,
müssten diese den entsprechenden kompetenten Organen vorgelegt werden: Für finanzielle
Belange dem Stadtrat; für Änderungen auf der Leistungsebene dem Gemeinderat.
Bezüglich der Beiträge an Projekte, die in der Dampfzentrale stattfinden, liegt offensichtlich
ein Missverständnis vor. Es besteht nicht die Absicht, diese Beiträge zu erhöhen, sondern
lediglich, sie in der Budgetplanung der Kulturförderungskommissionen jährlich festzuschrei-
ben und mit Maximalmargen zu beschränken.
Für den Gemeinderat ist es wichtig, dass die Massnahmen der Stadt zur Sanierung der
Dampfzentrale längerfristig nicht einer Verarmung und einer einseitigen Kommerzialisierung
der Berner Veranstaltungskultur Vorschub leisten: Einerseits geht es darum, die Dampfzen-
trale zu verpflichten, einen höheren Grad der Wirtschaftlichkeit zu erzielen und ihr Pro-
grammkonzept dementsprechend neu auszurichten. Andererseits ist es von grosser Bedeu-
tung, dass aus der Dampfzentrale nicht eine vorwiegend Event-orientierte Halle mit einem
gesichtslosen Programm wird. Die Dampfzentrale muss Bern als urbaner Kulturort der beson-
deren Art, an dem auch überraschende, innovative Produktionen gezeigt und Projekte ein-
heimischer Kulturschaffender präsentiert werden können, erhalten bleiben. Der Gemeinderat
ist der Auffassung, dass die seitens der Stadt geforderten Massnahmen durchaus die richti-
gen Signale setzen, indem sie beiden Aspekten Rechnung tragen.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Ziffern 1 und 3 der Motion abzulehnen und die
Ziffer 2 erheblich zu erklären.

Motionär Philippe Müller (FDP): Am 1. Januar 2004 ist der Leistungsvertrag zwischen dem
VDZ (Verein Dampfzentrale Bern) und der Stadt Bern in Kraft getreten. Schon seit einiger Zeit
ist bekannt, dass der Verein mit erheblichen Problemen kämpft. Bereits der Controlling-
Bericht 2002 wies auf Missstände hin und der Wegzug von BeJazz erregte grosses Aufsehen
in der Öffentlichkeit. Warum hat der Gemeinderat nicht früher gehandelt? Erst Anfangs März
2004 prüfte die Stadt die Situation genauer. Dabei stellte der Leiter der Abteilung Kultur, Herr
Reichenau schwerwiegende Mängel fest. In den Medien war von: „Gravierenden Führungs-
problemen, mangelhaften Strukturen, Spannungen in der Leitung, finanziellen Fragwürdig-
keiten, hygienischen Problemen im Restaurant usw.“ die Rede. Daraufhin verlangte die Stadt,
dass die Verantwortlichen der Dampfzentrale innerhalb eines Monats ein Papier, das die in-
ternen Probleme aufzeigt und entsprechende Lösungsvorschläge enthält, vorlegt. Die Stadt
betonte, dass sie bezüglich ihren Forderungen eine harte und klare Linie verfolgen würde. Die
Nachricht, dass die Dampfzentrale jetzt doch zusätzliche finanzielle Mittel erhalte, hat bei
vielen grosses Erstaunen ausgelöst. Mit anderen Worten, bereits 3 Monate nach Vertragsab-
schluss, zieht die Stadt in Erwägung die Vertragskonditionen zu ändern. Das ist ein falsches
Signal. Die Stadt macht genau das Gegenteil von dem, was sie einen Monat früher angekün-
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digt hat. Nicht die Dampfzentrale muss Lösungen unterbreiten, sondern die Stadt präsentiert
einen Ausweg. Zur vertraglich festgehaltenen Summe sollen zusätzliche 120 000 Franken
bewilligt werden. Die Verantwortlichen der Dampfzentrale müssen sich überhaupt nicht darum
kümmern, eine gute Lösung zu finden. Die Motivation, die Probleme aus eigener Kraft zu be-
wältigen, wird im Keim erstickt. Unserer Ansicht nach macht es keinen Unterschied, ob man
einen Teil der Schuld erlässt oder ob nochmals ein Kredit gesprochen wird. Das Resultat ist
das Gleiche. Übertrieben ausgedrückt, das Vorgehen der Stadt erweckt den Anschein, dass
schlecht wirtschaftende Unternehmungen belohnt und unterstützt werden.
Die FDP-Fraktion ist nicht einverstanden mit diesem Vorgehen. Bevor der VDZ Geld erhält,
müssen die von der Stadt gestellten Forderungen erfüllt sein. Verbesserungsvorschläge, die
nur auf dem Papier existieren sind nutzlos. Die Verantwortlichen müssen sichtbare Ergebnis-
se vorweisen. Sobald das der Fall ist, kann die Unterstützung durch die Stadt erneut geprüft
werden. Die Steuerzahlenden haben kein Verständnis, wieso schlecht geführte Institutionen
von der Stadt am Leben erhalten werden. Die Einstellung der Verantwortlichen der Dampf-
zentrale, wir machen Kultur und kümmern uns nicht um die Finanzen, kann nicht länger ge-
duldet werden. Der vorliegende Vorstoss fordert, dass die Dampfzentrale aktiv wird und ihre
bisherige Haltung ändert.
Die FDP-Fraktion spricht sich nicht gegen Kultur aus. Wir finden es gut, dass die Dampfzen-
trale jungen unbekannten, einheimischen Bands eine Plattform für ihre Auftritte bietet. Doch
alle städtischen Kulturinstitutionen sollten gleich behandelt werden. Es ist uns bewusst, dass
im Stadtrat schon viel höhere Beträge bewilligt worden sind. Doch das ist nicht der Kernpunkt
der Motion. Es geht darum, bekannte Missstände zu beseitigen. Die Stadt muss auf die Er-
füllung ihrer Forderungen beharren.

Fraktionserklärungen

Margrit Thomet (SVP) für die SVP/JSVP-Fraktion: 2003 hat der Stadtrat und der Souverän
den Leistungsverträgen mit den städtischen Kulturinstitutionen zugestimmt. Die Leistungsver-
träge bieten eine finanzielle Sicherheit, zugleich werden die Kulturschaffenden aber auch
verpflichtet, die in den Leistungsverträgen festgehaltenen Bedingungen einzuhalten. Die
Dampfzentrale erhält jährlich 433 000 Franken – heute Abend ist von 470 000 Franken die
Rede – zugesprochen. Die Finanzierung ist vertraglich klar geregelt. Auszug aus dem Lei-
stungsvertrag 2. Abschnitt: Betriebsfinanzierung Artikel 16 Überschüsse und Fehlbeträge:
„1Überschüsse und Fehlbeträge sind Sache des VDZ (Verein Dampfzentrale Bern). Vorbe-
halten bleibt Absatz 2.
2Überschüsse sind als zweckgebundene Rückstellungen oder als Vortrag auf neue Rechnung
auszuweisen. Verluste sind durch Auflösung zweckgebundener Rückstellungen, Verwendung
von Vorträgen auf neue Rechnung, Aufwandreduktion oder durch Beiträge Dritter zu decken.
Artikel 17: Ausgeglichene Rechnung und Rückerstattungspflicht bei Vereinsauflösung.
1Über den Zeitraum des Vertrags ist ein mindestens ausgeglichenes Rechnungsergebnis aus-
zuweisen.“
Der Gemeinderat hat beschlossen, über das Missmanagement der Verantwortlichen hinweg-
zusehen und den jährlichen Beitrag durch Mietzinsreduktion und durch das Erlassen der lau-
fenden Unterhaltkosten indirekt zu erhöhen. Zusätzlich sollen gewisse Veranstaltungen mit
dem Kulturförderungskredit unterstützt werden. Die SVP/SVP-Fraktion vertritt die Meinung,
dass die Vertragsvereinbarungen eingehalten werden müssen. Rechtlich sind die Richtlinien
der Finanzierung klar vorgegeben. Macht der Gemeinderat nun eine Ausnahme, so werden in
Zukunft auch andere in Schwierigkeiten geratene Vereine auf ein solches Sonderrecht behar-
ren. Wieso sollen sich andere Kulturvereine an die Vertragsbedingungen und an das vorge-
gebene Kostendach halten? Das geplante Vorgehen ist nicht korrekt und nicht fair gegenüber
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den anderen Leistungsbezügern. Versucht der Gemeinderat nun mit einem Nachkreditbegeh-
ren die nachträglich erhöhte Abgeltung zu legalisieren, entspricht das nicht mehr den Verein-
barungen des Leistungsvertrags. Ausserdem müsste der Stadtrat einen allfälligen Kredit zu-
stimmen. Er ist das zuständige Organ.
Die SVP/JSVP-Fraktion unterstützt die vorliegende Richtlinienmotion.

Liselotte Lüscher (SP) für die SP/JUSO-Fraktion: Wäre es tatsächlich so wie es in der Motion
steht und man der Dampfzentrale nach dem Debakel mit BeJazz noch mehr Geld gewähren
würde, dann wäre das ein falsches Signal. Das ist aber nicht der Fall, die Antwort des Ge-
meinderats bestätigt das. Es ist für mich nicht ersichtlich, wieso Philippe Müller mit der Ant-
wort des Gemeinderats nicht einverstanden ist.
Es ist wichtig, dass sich alle bewusst sind, dass der Leistungsvertrag zwischen der Stadt und
dem VDZ abgeschlossen wurde. Die kantonalen Zuschüsse sind weder an diesen noch an
einen anderen Vertrag gebunden. Die Kompetenzen sind klar verteilt, der Stadtrat ist das fi-
nanzkompetente Organ und der Gemeinderat ist für den Vertragsinhalt zuständig. Die Dampf-
zentrale ist von der Stadt aufgefordert worden, verschiedene Massnahmen, die zur Verbesse-
rung der Situation führen, zu ergreifen. Dazu gehört die Senkung der Personalkosten um
200'000 Franken. Natürlich sind solche Schritte nicht begrüssenswert und für die Betroffenen
unschön. Zudem haben wir das Gefühl, dass die zwischenmenschlichen Probleme immer
noch bestehen. In einem Gespräch zwischen den BeJazz Vertreterinnen und Vertreten und
der interfraktionellen Kulturgruppe kam dies deutlich zum Ausdruck. Deshalb sollte nicht nur
geprüft werden, ob die geforderten Massnahmen erfüllt sind, sondern auch ob das Führung-
steam seine Aufgabe kompetent erledigt. Erst wenn die gestellten Bedingungen erbracht wor-
den sind, kann darüber diskutiert werden, ob die Dampfzentrale dem Schlachthaus gleichge-
stellt werden soll. D.h. der VDZ müsste in Zukunft keine Miete mehr entrichten und nicht mehr
für den Aufwand des laufenden Unterhalts aufkommen.
Die von der Stadt geforderte Professionalisierung führte dazu, dass die Veranstalter die eh-
renamtlich oder zu günstigen Konditionen arbeitenden Technikerinnen und Techniker nicht
mehr einsetzen konnten. Auch auf viele andere freiwillige Helferinnen und Helfer – an der Bar
beispielsweise – musste verzichtet werden. Dazu kam, dass die Mietkosten erhöht wurden.
Diese Entwicklung führte dazu, dass es für viele Anbieter aus finanziellen Gründen nicht mehr
möglich war, in der Dampfzentrale aufzutreten. Bereits anfangs 2004 habe ich darauf hinge-
wiesen, dass diese Entwicklung falsch sei. Nun muss dieser Fehlentscheid und seine Folgen
korrigiert werden. Diese Entscheidung und die eingeleiteten Massnahmen sind richtig. Einen
Punkt stellt die SP/JUSO-Fraktion jedoch in Frage. Ist es sinnvoll, dass die Dampfzentrale
nicht nur als Dienstleistungserbringerin, sondern auch als Veranstalterin auftritt? Entsteht
dadurch nicht eine unnötige Konkurrenzsituation mit auswärtigen Anbietern? Diese Verpflich-
tung sollte aus dem Leistungsvertrag gestrichen werden.
Die Dampfzentrale ist ein spezieller und wichtiger Kulturort der Stadt Bern. Es wäre schön,
wenn BeJazz, sobald sich die Situation gebessert hat, wieder in die Dampfzentrale zurück-
kehren würde.
Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt die Meinung des Gemeinderats in allen Punkten. Punkt 1
der Motion gibt der Dampfzentrale keine Chance mehr. Deswegen lehnen wir ihn ab. Punkt 3
lehnen wir ebenfalls ab. Punkt 2 unterstützen wir. Der Stadtrat ist das finanzkompetente Or-
gan und der Gemeinderat ist für den Inhalt der städtischen Leistungsverträgen zuständig. Erst
wenn die gestellten Bedingungen erfüllt sind, wird der Stadtrat über einen Nachkredit ent-
scheiden. Zum jetzigen Zeitpunkt sind noch keine zusätzlichen Mittel bewilligt worden.

Verena Furrer (GFL) für die GFL/EVP-Fraktion: In einem Punkt teilen wir die Meinung des
Motionärs: Leistungsverträge sollten nicht nach so kurzer Zeit geändert werden, weder be-
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züglich finanzieller Abgeltungen noch bezüglich Leistungseinforderungen. Die eingereichte
Dringliche Interpellation der interfraktionellen Kulturgruppe basiert ebenfalls auf diesem Hin-
tergrund. Ich habe dieses Anliegen im Februar 2004 hier als Präsidentin dieser Gruppe ver-
treten. Inzwischen wissen wir mehr. Wir haben Gespräche mit betroffenen Veranstalterinnen
und Veranstaltern, einer Delegation von BeJazz und dem verhandlungsführenden Kulturse-
kretär geführt. Deshalb waren wir auch darüber informiert, dass intensive Verhandlungen im
Gange sind und dass die Stadt drastische Auflagen gestellt hat. Ich gratuliere dem Gemeinde-
rat zu seiner kompetenten Antwort. Zuerst wird der politische Hintergrund erläutert und dann
eine fundierte Antwort auf die gestellten Fragen gegeben. Die Massnahmen sind vom Stadt-
präsidenten Klaus Baumgartner bereits aufgezählt worden. Es geht um die Konstituierung des
Vorstands, die Trennung von strategischen und operativen Organen usw. Die Betriebsleitung
– aktuell eine CO-Leitung – hat strenge Auflagen bezüglich Führungsstil und Führungsquali-
täten erhalten. Es wurde ihr eine Probezeit von 1 Jahr gewährt. Die Aussage ist klar, die
Dampfzentrale muss zuerst den Beweis erbringen, dass sie fähig ist, alle geforderten Mass-
nahmen umzusetzen, bevor über eine allfällige finanzielle Abgeltung diskutiert wird. Die ein-
geleiteten Massnahmen dienen dazu, den Betrieb zu konsolidieren und um den Veranstaltern
wieder bessere Bedingungen gewähren zu können.
Die Dampfzentrale ist ein ausserordentlich wichtiger Kulturort mit unverwechselbarem Cha-
rakter. Das Unperfekte und das Werkstatthafte der ehemaligen Industriehallen bieten eine
ideale Infrastruktur für zeitgenössische und experimentelle Kultur. Die grossen Hallen ermög-
lichen eine vielseitige Nutzung und fördern Innovationen aller Art. Die Auflagen an die Betrei-
ber, gerade solche Kultur mit Fördercharakter zu begünstigen, sind berechtigt. In dieser Hin-
sicht unterscheidet sich die Dampfzentrale deutlich von anderen Kulturinstitutionen der Stadt.
Sie kann weder mit dem Casino noch mit dem Bierhübeli verglichen werden und sie ist sicher
kein zweiter Spielort des Stadttheaters. Punktuell abgehaltene Theaterinszenierungen des
Stadttheaters sind von dieser Aussage selbstverständlich ausgenommen. Die Verantwortli-
chen der Dampfzentrale sollten die Möglichkeit, kommerzielle Veranstaltungen in ihr Pro-
gramm aufzunehmen durchaus wahrnehmen. Dadurch kann die Eigenwirtschaftlichkeit ver-
bessert werden. Der Grundauftrag bleibt jedoch erhalten. Die Förderung von Kultur steht im
Vordergrund. Die Dampfzentrale soll eine Plattform für unbekannte, einheimische Kunst-
schaffende sein. Das betrifft Künstlerinnen und Künstler, die keine Sponsoren haben und die
keine hohen Eintrittspreise verlangen. Z.B. Leute der Swiss Jazzschool und Tanz- und Thea-
terschaffende. Die Aufzählung ist nicht abschliessend. Der Einstieg und die ersten Karrieren-
schritte sollen erleichtert werden. Weil öffentliche Gelder in das Projekt investiert werden,
erwarten wir vom Gemeinderat, dass er, falls nötig, auch inhaltliche Ziele formuliert und be-
stimmte Auflagen an die Kunstschaffenden stellt.
Unsere Fraktion macht darauf aufmerksam, dass die Dampfzentrale ein junger Betrieb ist. Sie
ist noch in der Experimentierphase. Deshalb sollte es ausnahmsweise möglich sein, innerhalb
einer Vertragsperiode eine Änderung vorzunehmen. Vielleicht sind strengere Auflagen als
bisher nötig. Doch auch die getroffenen Entscheide, wie beispielsweise die Forderung nach
einem hohen Professionalisierungsgrad, haben die Aufgabe der Verantwortlichen deutlich
erschwert. Auch andere, neu entstandene Angebote in der Stadt können dazu führen, dass
die Bedingungen schon bestehender Institutionen angepasst werden müssen. Folglich ist es
unerlässlich, dass die Konzepte flexibel sind.
Die GFL/EVP-Fraktion will weder den speziellen Charakter der Dampfzentrale aufs Spiel set-
zen noch strebt sie eine Kommerzialisierung des Betriebes an. Deshalb ist unsere Fraktion
bereit, sofern die entsprechenden Begründungen vorliegen, über allfällige Änderungen im
Leistungsvertrag zu diskutieren. Dass die Dampfzentrale gleiche Bedingungen wie das
Schlachthaus erhält, ein spielbereites Haus, erachten wir als eine diskutierbare Option. Im
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Übrigen erinnere ich daran, dass wir kürzlich einen Nachkredit für das Stadttheater von
1 Mio. Franken genehmigt haben, ohne lange darüber zu debattieren.
Eine Bemerkung an den Motionär. Vielleicht hat er in der Antwort des Gemeinderats folgen-
des überhört: „Die erwähnten beiden Entlastungen – die Rede ist von den finanziellen Entlas-
tungen – sind, wie gesagt, erst ernsthaft zu überprüfen, wenn seitens des Vereins Dampfzen-
trale alle Massnahmen ergriffen worden sind.“ Das Geld wird also nicht einfach so gegeben.
Und Margrit Thomet mache ich darauf aufmerksam, dass die Beiträge nicht erhöht werden. In
der gemeinderätlichen Antwort steht: „Bezüglich der Beiträge der Projekte, die in der Dampf-
zentrale stattfinden, liegt offensichtlich ein Missverständnis vor. Es besteht nicht die Absicht
diese Beiträge zu erhöhen, sondern lediglich, sie in der Budgetplanung der Kulturförderungs-
kommissionen jährlich festzuschreiben und mit Maximalmargen zu beschränken.“
Zusammenfassend kann man sagen: Es sind drastische Massnahmen eingeleitet worden, um
den Betrieb zu konsolidieren. Das Projekt Dampfzentrale soll nicht gefährdet werden und die
Einmaligkeit des Ortes muss erhalten bleiben. Sollte sich nach der Bewährungsprobe erwei-
sen, dass der Leistungsvertrag angepasst werden muss, so sind wir bereit, die Diskussion
aufzunehmen.
Ich bitte den Rat die Punkte 1 und 3 der Motion abzulehnen und dem Punkt 2 zuzustimmen.
Aus der Antwort des Gemeinderats geht klar hervor, dass er den Stadtrat als finanzkompe-
tentes Organ anerkennt.

Natalie Imboden (GB) für die GB/JA!/GPB-Fraktion: In einem Punkt sind sich alle Anwesen-
den einig: die Dampfzentrale gehört zur Stadt Bern. Wir bedauern die aktuelle Lage des VDZ.
Der Weggang von BeJazz bedeutet ein grosser Verlust für die Dampfzentrale.
Die GB/JA!/GPB-Fraktion ist der Meinung, dass die Dampfzentrale ein wichtiges, vielfältiges
Projekt ist. Es wird zeitgenössische und experimentelle Kultur produziert. Kultur braucht
Raum, sie unterliegt einem ständigen Wandel und entwickelt sich weiter, sie ist nicht statisch.
Kultur kann ohne Geld nicht auskommen, deshalb ist sie auf die öffentliche Unterstützung
angewiesen. Gerade die hohen Betriebskosten bereiten vielen Kulturbetrieben grosse Schwie-
rigkeiten. Die geforderte Professionalisierung hat die Kosten zusätzlich noch erhöht. Es wurde
ein Spannungsfeld zwischen Professionalität und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer ge-
schaffen. Im Interesse aller muss jetzt ein Mittelweg gefunden werden. Die eingeleiteten
Massnahmen bedeuten einen Schritt in die richtige Richtung.
Der Motionär betont, dass der Vorstoss nicht kulturfeindlich sei, doch beim Lesen des Motion-
stextes befallen einem diesbezüglich Zweifel. Die Botschaft ist falsch. Die Dampfzentrale wird
gegenüber anderen Kulturinstitutionen nicht privilegiert. Es ist ein Fakt, dass die Dampfzen-
trale seit längerem mit Problemen kämpft. Deswegen sind die vom Gemeinderat aufgezählten
Massnahmen eingeleitet worden.
Die GB/JA!/GPB-Fraktion unterstützt den Antrag des Gemeinderats. Die Dampfzentrale ver-
dient eine zweite Chance. Der Punkt 2 der Motion ist überflüssig. Es steht im Reglement,
dass der Stadtrat das zuständige Finanzorgan ist. Niemand stellt das in Frage, auch der Ge-
meinderat nicht.

Stadtpräsident Klaus Baumgartner: Controlling-Berichte beruhen auf Gesprächen und dienen
der Steuerung. Der Motionär hat mit Recht bemerkt, dass bereits der Bericht 2002 auf Pro-
bleme hinwies. Die Stadt hat die Verantwortlichen der Dampfzentrale seinerzeit schon darauf
aufmerksam gemacht, dass Massnahmen zu ergreifen seien. Jede Institution sollte eine
Chance erhalten, ohne grossen Druck auf Probleme reagieren zu können. Leider ist die
Kehrtwende ausgeblieben. Deshalb hat die Stadt den Druck verstärkt und die Auflagen er-
höht. Sie verlangt u.a. eine Senkung der Personalkosten um 200 000 Franken. Wäre meine
Rede aufmerksam verfolgt worden, so wüssten alle, dass die gesparten 200'000 Franken
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nicht zugunsten der Dampfzentrale gehen. Man will mit dieser Einsparung eine Senkung der
Mietkosten erreichen. Diese Kostenminderung soll es lokalen Bands erlauben, wieder in der
Dampfzentrale auftreten zu können. Mit der Förderung von jungen, unbekannten Gruppen hat
die Stadt Bern bekanntlich gute Erfahrungen gemacht. Viele heute bekannte Schweizer Bands
haben ihre Karriere in Bern gestartet. Weitere Unterstützungsmassnahmen sind erst nach
Erfüllung der gestellten Auflagen vorgesehen. Die Stadt beharrt auf ihren Forderungen, sie
weicht nicht von ihrem Konzept ab. Die erwähnten Kulturförderungsbeiträge werden nur für
ganz bestimmte Projekte eingesetzt. Auch dieses Geld dient nicht der Dampfzentrale direkt,
sondern geht zu Handen von Produktionen, die in der Dampfzentrale entwickelt und inszeniert
werden. Die Dampfzentrale soll als Hülle dienen und die nötige Infrastruktur für Dritte bereit-
stellen. Damit der Betrieb läuft, braucht es Personen, die sich in der Kulturszene auskennen.
Will man qualifizierte Leute finden, so muss man die Möglichkeit in Betracht ziehen, dass die-
se auch Eigenproduktionen lancieren wollen. Doch der Schwerpunkt liegt klar in der Förde-
rung von jungen, unbekannten Berner Gruppen. Die Menge an Eigenproduktionen muss fest-
gelegt werden. Die künstlerische Vielfalt soll erhalten bleiben.
Der Gemeinderat ist überzeugt, dass das ausgearbeitete Konzept gut ist und die eingeleiteten
Massnahmen vertretbar sind. Er ist sich bewusst, dass der Stadtrat das finanzkompetente
Organ ist, deshalb unterstützt er den Punkt 2 der Motion. Die Punkte 1 und 3 empfiehlt er
abzulehnen. Werden diese als Motion überwiesen, dann wird die Vielfältigkeit der Dampfzen-
trale aufs Spiel gesetzt. Gerade heute habe ich von einer ausländischen Botschafterin ein
Kompliment bezüglich der grossen Fülle an existierenden Kulturprojekten in der Stadt erhal-
ten.

Einzelvotum

Stephan Hügli (FDP): Nachdem der Gemeinderat uns nun zweimal erläutert hat um was es
geht und seine Argumente schriftlich vorliegen, ist besser nachvollziehbar wie die Dinge ste-
hen. Noch einmal: Die Motion dient nicht dazu, den Gemeinderat zu kritisieren oder Kultur-
projekte der Stadt zu gefährden. Es geht darum, dass, wenn eine Partei die Vertragsbestim-
mungen nicht einhält, Massnahmen ergriffen werden müssen. Es gilt im Interesse aller Betei-
ligten, unter Einhaltung der gemachten Rahmenbedingungen, eine sinnvolle und vertretbare
Lösung zu finden.
Die FDP-Fraktion spricht sich keinesfalls gegen das vielfältige Kulturangebot der Stadt Bern
aus. Auch wir wollen, dass dieses erhalten bleibt. Wir missbilligen jedoch das Vorgehen der
Stadt. Zuerst werden Auflagen gemacht und betont, dass man eine klare und harte Linie ver-
folgt, doch schon kurze Zeit später wird der eingeschlagene Weg geändert. Das dabei ausge-
sendete Signal ist gefährlich. Es darf nicht das Bild entstehen, dass jemand, der seine Lei-
stung nicht erbringt, von der Stadt belohnt wird. Private Anbieter werden auch nicht von ihren
Investoren am Leben erhalten. Gewährt die Stadt der Dampfzentrale nun einfach mehr Geld,
dann wird dieses Vorgehen von den privaten Anbietern als ungerecht empfunden. Es ist klar,
dass besondere Leistungen, solche die nicht auf dem freien Markt erbracht werden können,
subventioniert werden sollen. Geschieht das im Rahmen eines Leistungsvertrags, der eine
Laufzeit von 4 Jahren hat, dann gehe ich davon aus, dass die Vereinbarungen eingehalten
werden. Bei Vertragsverhandlungen sollten immer alle möglichen Szenarien in Betracht gezo-
gen werden und deshalb sollten nach so kurzer Zeit keine Änderungen nötig sein.
Ein Vergleich zwischen dem Kredit an das Stadttheater und der Dampfzentrale kann nicht
gemacht werden. Die Ausgangslage ist zu unterschiedlich. Es steht fest, dass die Verantwort-
lichen der Dampfzentrale schlecht gewirtschaftet haben. Der Ausstieg von BeJazz aus dem
Projekt liegt in ihrer Verantwortung und kann nicht auf Dritte abgewälzt werden.
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Beschlüsse

1. Punkt 1 der Richtlinienmotion der FDP-Fraktion – keine Abänderung der Vertragsbedin-
gungen und keine finanziellen Vorteile für die Dampfzentrale – wird vom Rat mit 29 : 36
Stimmen abgelehnt.

2. Punkt 2 der Richtlinienmotion – Nachkredite müssen dem finanzkompetenten Organ vor-
gelegt werden – wird vom Rat mit 65 : 0 Stimmen angenommen.

3. Punkt 3 der Richtlinienmotion – Leistungsänderungen müssen vom zuständigen Organ
gewährt werden – wird vom Rat mit 29 : 36 Stimmen abgelehnt.

7 Dringliche Interpellation Fraktion SP/JUSO (Andreas Flückiger, SP): Zu wenig
„Büez“ in Bern West – was macht die Stadt?

Geschäftsnummer 04.000350

Die Arbeitslosenquote ist in Bümpliz-Bethlehem (ohne Bottigen-Riedbach) gemäss Statistik-
diensten der Stadt Bern per Ende 2003 auf dramatische 7.7% angestiegen. Besonders beun-
ruhigend ist die Tatsache, dass nach Auskunft des Regionalen Arbeitsvermittlungszentrums
(RAV) über 50% der arbeitslosen Stadtberner Jugendlichen im Stadtteil VI wohnen.
In der Statistik nicht berücksichtigt sind ungemeldete Arbeitslose, Ausgesteuerte, Arbeitslose
mit Zwischenverdienst oder in Weiterbildung usw.
Diese Entwicklung ist alarmierend und stellt eine gesellschaftspolitische Hypothek für die
ganze Stadt Bern dar, insbesondere aber für Bümpliz-Bethlehem. Auch wenn die soziale
Tragweite dieser dramatischen Situation östlich des Weyermannshausviaduktes vorerst wenig
spürbar sein dürfte, so werden zumindest die finanziellen Folgen der zunehmenden Langzeit-
arbeitslosigkeit spätestens dann Auswirkungen auf die ganze Stadt haben, wenn die Arbeits-
losen zu Sozialhilfeempfängern werden.
Wir bitten den Gemeinderat in diesem Zusammenhang folgende Fragen zu beantworten:
1. Wie beurteilt der Gemeinderat die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der Stadt Bern, ins-

besondere die Akzentuierung in den unterprivilegierten Stadtquartieren von BümplizBeth-
lehem?

2. Welche kurz-, mittel- und längerfristige Entwicklung ist zu erwarten und was bedeutet dies
für die Stadt Bern und Bümpliz-Bethlehem im Besonderen?

3. Wie gedenkt der Gemeinderat die Problematik der hohen Jugendarbeitslosigkeit anzuge-
hen und welche Möglichkeiten sieht er, rasch zusätzliche Arbeits- sowie Aus- oder Wei-
terbildungsplätze zur Verfügung zu stellen?

4. Ist der Gemeinderat bereit, bestehende Anlaufstellen (z.B. „ohni Büez“ oder die Gemein-
schaftszentren) im Lichte der dramatischen Entwicklung gezielt zu unterstützen und um-
gehend mit den erforderlichen Ressourcen auszustatten?

5. Welche Möglichkeiten sieht der Gemeinderat, um das Risiko der Arbeitslosigkeit generell
zu vermindern?

Begründung der Dringlichkeit:
Die Jugendarbeitslosigkeit ist dramatisch. Eine Trendwende am Arbeitsmarkt ist nicht in Sicht.
Nach den Sommerfreien werden viele weitere Schulabgängerinnen und Schulabgänger in eine
ungewisse Zukunft entlassen. Es herrscht eine Ausnahmesituation im Stadtteil VI auf die jetzt
reagiert werden muss.

Bern, 27. Mai 2004
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Direktorin DSI Therese Frösch beantwortet die Dringliche Interpellation für den Gemeinderat
wie folgt:
Zu Frage 1: Die Arbeitslosenquote in der Stadt Bern ist in der Zeit von Januar 2003 bis Fe-
bruar 2004 kontinuierlich von 3,9% auf 4,9% angestiegen, im März 2004 ist die Quote leicht
zurückgegangen. Dieser Konjunktureinbruch ist gegenüber früheren Rezessionen dadurch
gekennzeichnet, dass nicht nur Arbeitskräfte ohne genügende Qualifikationen, sondern ver-
mehrt auch qualifizierte Arbeitskräfte vom Arbeitsplatzabbau betroffen sind. Die ausländische
Wohnbevölkerung ist gegenüber der schweizerischen Wohnbevölkerung sowohl in der Stadt
Bern wie gesamtschweizerisch massiv stärker betroffen von der Arbeitslosigkeit (8,4% ge-
genüber 3,6%). Da der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung in den Stadtteilen Bümpliz
(28,3%) und Bethlehem (36,1%) deutlich über dem städtischen Mittel liegt, ist folglich auch
die Arbeitslosenquote in Bern West überdurchschnittlich hoch. Auffällig ist, dass insbesondere
auf dem Lehrstellenmarkt junge Ausländerinnen und Ausländer schlechtere Chancen haben.
Allerdings können angesichts der aktuellen Datenlage keine genaueren Aussagen über die
konkrete Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bern West gemacht werden. Gegenwärtig sind
die statistischen Dienste daran, mit Zusatzauswertungen bestehender Daten die Datenlage zu
verbessern.
Zu Frage 2: Die Entwicklung der städtischen Arbeitslosenzahlen verläuft synchron mit den
kantonalen und den gesamtschweizerischen Trends. Der Gemeinderat geht davon aus, dass
dies auch künftig der Fall sein wird und die gegenwärtig zahlreichen Prognosen zur Wirt-
schaftsentwicklung auch für die Stadt Bern Gültigkeit haben. Es ist somit zu erwarten, dass
sich selbst bei anhaltendem wirtschaftlichen Aufschwung – erste Anzeichen der Erholung sind
vorhanden – die Arbeitslosenzahlen kurzfristig (bis circa Mitte 2005) kaum wesentlich reduzie-
ren werden. Mittelfristig könnte eine spürbare Verbesserung der Situation eintreten, von der
jedoch primär die besser und gut qualifizierten Erwerbslosen profitieren werden. Dies bedeu-
tet, dass die strukturell bedingte Arbeitslosigkeit von der konjunkturell bedingten Arbeitslosig-
keit nur marginal beeinflusst wird. Die Situation auf dem Lehrstellenmarkt dürfte sich mittelfri-
stig kaum spürbar entspannen. Die Situation von Jugendlichen, die schulisch schwächer sind
und im Bereich Sozialkompetenz Defizite aufweisen, dürfte sich eher noch verschärfen.
Fazit: Die Stadt Bern wird weiterhin einen anhaltend hohen Bedarf an Massnahmen zur so-
zialen und beruflichen Integration aufweisen. Aufgrund der bis 2008 hohen Zahl von Schul-
austretenden wird die Situation an der Schnittstelle Sekundarstufe 1 – Sekundarstufe 2 ange-
spannt bleiben. Aufgrund der soziodemographischen Merkmale von Bern West wird die Ak-
zentuierung der Problematik in diesem Stadtteil bestehen bleiben. Dabei muss das Augen-
merk vor allem auf vermehrte Qualifizierung im sprachlichen Bereich gelegt werden.
Zu Frage 3: Für die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ist in erster Linie der Kanton zu-
ständig: Der Erziehungsdirektion unterstehen sowohl die Berufsvorbereitenden Schuljahre
(BVS) als auch die Vorlehren; die Volkswirtschaftsdirektion ist – im Auftrag des seco – für die
Motivationssemester zuständig. In enger Zusammenarbeit mit den kantonalen Stellen hat die
Stadt besondere Priorität auf Massnahmen zur beruflichen und sozialen Integration von Ju-
gendlichen gelegt. In der Sozialhilfe bildet die Gruppe der jungen Erwachsenen ohne Arbeit
und insbesondere ohne Ausbildung ein Schwerpunktthema. Verschiedene Projekte (zuletzt
das Gartenprojekt) wurden lanciert, um die Schlüsselkompetenzen zu fördern und den Anreiz
zur Arbeitsintegration zu erhöhen. Im Sozialdienst selber werden die Jugendlichen intensiv
begleitet und betreut.
Auffällig ist, dass im Moment (noch?) kein Ansturm der Schulaustretenden auf die erwähnten
Brückenangebote festzustellen ist. Gegenwärtig führt der Kanton die jährliche Befragung über
die Anschlusslösungen der Schulaustretenden durch; die Ergebnisse werden am 10. Juli 2004



Protokoll Nr. 20 | Stadtratssitzung, 24. Juni 2004

912

publiziert. Im Lichte dieser Ergebnisse wird die Stadt in enger Zusammenarbeit mit dem Mit-
telschul- und Berufsbildungsamt sowie mit dem beco allfällige Massnahmen prüfen.
Der Gemeinderat weist darauf hin, dass der Bereich Arbeit bereits jetzt sowohl mit der Erzie-
hungsdirektion als auch mit der Volkswirtschaftsdirektion entsprechende Gespräche führt: In
den Verhandlungen mit der Erziehungsdirektion wehrt sich die Stadt gegen eine Subventions-
streichung, welche ausgerechnet das niederschwellige Beratungs- und Vermittlungsangebot
des ioJob betrifft. Die Verhandlungen mit der Volkswirtschaftsdirektion drehen sich um eine
weitere Aufstockung des Motivationssemesters [to do], das übrigens bereits seit April 2004
einen zusätzlichen Standort in Bern-West (Freizeittrakt Gäbelbach) führt.
Ebenfalls angelaufen sind die Vorbereitungsarbeiten für die Einführung eines weiteren Ange-
bots für ausgesteuerte junge Erwachsene per Ende 2004: Das seit September 2003 im Marzili
geführte und auf die berufliche Integration ausgerichtete „Gartenprojekt“ benötigt eine Vor-
stufe, in welcher an den zentralen und teilweise gravierenden Mängeln im Bereich der perso-
nalen und sozialen Kompetenzen dieser Klientel zu arbeiten ist.
Der Gemeinderat ist bereit zu prüfen, ob mit zusätzlichen Projekten im Bereich Jugendar-
beitslosigkeit kurzfristig weitere Einsatzplätze geschaffen werden können. Dazu werden auch
Beispiele von erfolgreichen Projekten anderer Kantone und Gemeinden – zum Beispiel die
„Job Factory“ in Basel – herangezogen. Der Gemeinderat bildet eine direktionsübergreifende
Arbeitsgruppe mit Vertretungen aus der Präsidialdirektion, der Direktion für Soziale Sicherheit
und der Direktion für Bildung, Umwelt und Integration.
Zu Frage 4: Der Gemeinderat ist grundsätzlich bereit, bestehende Anlaufstellen im Bereich
Arbeitslosigkeit weitergehend zu unterstützen, sofern die finanzkompetenten Organe (Stadt-
rat, Volk) im Rahmen des Budgetverfahrens zusätzliche Mittel sprechen und die zuständigen
Stellen des Kantons zusätzliche Jahresarbeitsplätze in den Integrationsprogrammen verbind-
lich bestellen. Sollten die laufenden Verhandlungen mit der kantonalen Volkswirtschaftsdirek-
tion betreffend Aufstockung der städtischen Jugendprogramme (Motivationssemester etce-
tera) positiv verlaufen, könnte rasch ein Nachkredit zur laufenden Rechnung gestellt werden.
Erschwerend ist aber, dass für besonders niederschwellige Jugendintegrationsprogramme
noch keine Einigung über einen Kostenverteilschlüssel zwischen der Volkswirtschaftsdirekti-
on, der Gesundheits- und Fürsorgedirektion des Kanton Bern und der Stadt erreicht werden
konnte.
Zu Frage 5: Der Gemeinderat ist der Auffassung, dass die Gefahr der Arbeitslosigkeit gemin-
dert werden kann, wenn in Stadt und Region genügend konjunkturresistente Stellen geschaf-
fen werden. Aus Sicht der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ist besonders wichtig, ge-
nügend Brückenangebote (zum Beispiel 10. Schuljahr, Motivationssemester) bereit zu stellen,
um den Übergang von der Schule in den Ausbildungs- und Erwerbsbereich sicher zu stellen.
Zudem erhält der Aufbau des Kompetenzzentrums Arbeit eine besondere Bedeutung. Damit
soll ein flexibles Handlungsinstrument für den Gemeinderat geschaffen werden, das erlaubt,
rasch und zielgerichtet auf konjunkturelle Veränderungen zu reagieren. Diese Bestrebungen
werden ergänzt durch die intensiven Bemühungen des städtischen Sozialdienstes, gerade
von Arbeitslosigkeit betroffene junge Erwachsene in die Selbständigkeit zurückzuführen.

- Auf Antrag des Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -

Interpellant Andreas Flückiger (SP): Seit Jahren kämpfen engagierte Bürgerinnen und Bürger
für eine Aufwertung der Stadtteile Bümpliz und Bethlehem. Es wurde verlangt, dass Bümpliz
Hochschulstandort wird. Es ist für modernen und attraktiven Wohnraum, wie zum Beispiel
Lofts in Weyermannshaus Ost gekämpft worden.
Vor knapp einem Monat hat ein profilierungssüchtiger Credit Suisse Banker eines der wichtig-
sten Investitionsprojekte der letzten Jahrzehnte zu Fall gebracht. Das Projekt hätte einen vor-
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aussichtlichen Wachstumsimpuls von über 100 000 Millionen Franken ausgelöst. Leider ge-
schieht es immer wieder, dass verantwortungslose Politiker ihre populistisch ausgerichteten
Anliegen auf Kosten des konjunkturschwächsten Stadtteils Berns einfordern. Bümpliz und
Bethlehem haben eine Arbeitslosenquote von 7,7%, das ist mit Abstand die Höchste in Bern.
Sie erreicht sogar EU Niveau. Immer mehr Schulabgängerinnen und -abgänger finden keinen
Ausbildungsplatz. Diese Problematik birgt ein grosses Konfliktpotential. Um die Situation zu
mildern, müssen Zwischenlösungen angeboten werden. Es ist wichtig, den Einstieg in die
Berufswelt zu finden. Geschieht dies nicht kurze Zeit nach abgeschlossener Schulbildung, so
findet man ihn möglicherweise gar nicht mehr.
Zum Glück hat der Gemeinderat das Problem erkannt und ist bereit es zu handeln, obwohl die
Zuständigkeit beim Kanton liegt. Seit dem 16. Mai 2004 wissen wir, was die Stadt Bern vom
Kanton zu erwarten hat: Nicht viel. In der Regel erhält die Stadt keine Unterstützung, sie
muss ihre Probleme selbstständig lösen. Es ist positiv, dass der Gemeinderat bereit ist, kurz-
fristig Einsatzplätze und Übergangslösungen zu schaffen. Die Absicht, bereits bestehende
Angebote auszubauen und zu unterstützen, ist begrüssenswert. Auch die Bildung einer direk-
tionsübergreifenden Arbeitsgruppe ist ein wichtiges Instrument. Alle sind gefordert, damit eine
möglichst gute Lösung gefunden werden kann. Die SP/JUSO-Fraktion ist bereit, sich aktiv am
Prozess zu beteiligen. Niederschwellige Projekte müssen unbedingt unterstützt werden. Die
Sprachkompetenz von ausländischen Jugendlichen muss verbessert werden. Integrationspo-
litik und eine ausgewogene Stadtentwicklung gehören zusammen. Der Segregation in den
Quartieren muss entgegengewirkt werden. Bümpliz und Bethlehem brauchen die Unterstüt-
zung der Stadt um die bestehenden Probleme zu lösen.

Einzelvoten

Erich Ryter (SVP): Wäre ich Interpellant, dann wäre ich mit der Antwort des Gemeinderats
nicht zufrieden. Es wurden schon bestehende Papiere kopiert und zusammengefügt. Alle hier
wissen, dass es Übergangsprojekte und Anlaufstellen gibt. Doch die Frage war eine andere.
Es geht um Arbeitsplätze für Jugendliche. Ich unterstütze die von Andreas Flückiger gestellte
Forderung.
Die Arbeitslosenquote v.a. unter den Jugendlichen war schon vor der Planung und dem Ver-
werfen des Projekts Tram Bern West sehr hoch. Nicht die SVP bzw. Thomas Fuchs ist schuld
an der hohen Arbeitslosenquote. Zudem gibt es doch einige Unternehmungen, die im Westen
von Bern für viel Geld inserieren und Lehrstellen anbieten. Doch leider ohne Erfolg.
Ich bin einverstanden, es muss etwas unternommen werden. Ich bin jedoch enttäuscht von
der gemeinderätlichen Antwort. Die angebotenen Projekte mögen für eine gewisse Über-
gangszeit eine Lösung bieten, doch sie garantieren kein Bestehen auf dem Arbeitsmarkt. Es
muss nach effizienteren und besseren Lösungen gesucht werden.

Simon Röthlisberger (JA!): Die Situation in Bern West ist alarmierend, doch das gilt nicht nur
für diesen Stadtteil. Arbeitslosigkeit ist ein übergreifendes Problem. Die Ursachen und Aus-
wirkungen sind komplex, deshalb ist eine gute Planung unerlässlich.
In Bern West leben sehr viele Migrantinnen und Migranten, d.h. bei Integrations- und Weiter-
bildungsmassnahmen müssen deren spezifischen Bedürfnisse berücksichtigt werden. Die JA!
sieht vor allem im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit einen grossen Handlungsbedarf. Des-
wegen hat die JA! mitgeholfen eine interfraktionelle Motion einzureichen. Diese Motion fordert
einerseits die Ausarbeitung eines Konzepts zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und
andererseits ganz konkrete Massnahmen zur Verbesserung der sozialen und beruflichen Si-
tuation der Betroffenen. Grundsätzlich sollen junge Menschen so schnell wie möglich in die



Protokoll Nr. 20 | Stadtratssitzung, 24. Juni 2004

914

Arbeitswelt integriert werden. Deshalb ist es sinnvoll, Übergangslösungen und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten bereit zu stellen.

Der Interpellant ist mit der Antwort zufrieden.

3 Fortsetzung: Verwaltungsbericht 2003 inkl. mündliche Berichterstattung der BAK
zu ewb und StaBe

Catherine Weber (GB): Ich stelle den Ordnungsantrag, die Debatte auf den 1. Juli zu ver-
schieben. Es ist schon spät und viele Stadträtinnen und Stadträte haben den Saal bereits
verlassen. Doch der Verwaltungsbericht verdient die Anwesenheit aller, die Arbeit soll ent-
sprechend gewürdigt werden.

Beat Schori (SVP): Bevor ich meine Stimme abgebe, möchte ich wissen, ob der Verwaltungs-
bericht am nächsten Donnerstag als Traktandum 1 auf der Liste stehen wird? Wird die Sit-
zung um 14.00 oder um 17.00 Uhr eröffnet?

Stadtratspräsidentin Margrit Stucki-Mäder: Sitzungsbeginn ist 14.00 Uhr. Es steht so auf der
Einladung. Alle Traktanden werden der Reihe nach behandelt werden.
Am nächsten Donnerstag wird das Buch der Produktegruppen verteilt.

Beschluss

Der Rat stimmt dem Ordnungsantrag Weber mit 28 : 21 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu.

- Traktandum 3 Verwaltungsbericht wird in der Sitzung vom 1. Juli 2004 weiterberaten und
Traktandum 4 wird auf ebendiese Sitzung verschoben. -
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Eingänge

Es werden eine Dringliche Motion, sieben Motionen, zwei Dringliche Postulate, fünf Postulate,
vier Interpellationen und drei Kleine Anfragen eingereicht und an den Gemeinderat weiter
geleitet, nämlich:

Dringliche Richtlinienmotion Fraktion SP/JUSO (Sabine Schärrer, SP): Rejob! Recy-
cling: ökologisch – ökonomisch – sozial
In seiner Antwort vom 25.3.2004 auf das Postulat der SP/JUSO, Recycling von Gegenständen
aus dem Grobsperrgut, erklärte sich der Gemeinderat grundsätzlich bereit, das Anliegen zu
unterstützen. Die weiteren Abklärungen ergaben, dass die Vorstudien zur Realisierung der
zwei grossen Entsorgungshöfe bereits weit gediehen sind. Demnächst sollen dem Parlament
Kreditvorlagen für die Planung und den Grundstückskauf vorgelegt werden. Diese Vorlagen
werden durch die PVT erarbeitet. Die Planung und Umsetzung des Recyclingprojekts ist aber
nicht allein mit der federführenden PVT zu realisieren, sondern betrifft mit dem sozialen Teil
des Projekts den Aufgabenbereich der DSO, konkret den ‚Bereich Arbeit’, der ökologische
Aspekt involviert allenfalls auch die BUI (Stichwort LA21).
Die Projektschwerpunkte sind sowohl sozial (sinnvolle und vielfältige Einsatzplätze für Lang-
zeiterwerbslose), als auch ökologisch (Sensibilisierung für Recyclingthematik) und ökono-
misch (sparsamer Umgang mit Ressourcen) ausgelegt. Dazu gehören folgende Elemente:
- Material-Triagestelle
- Führen eines Recyclingladens, wenn möglich mit Beizli
- Aufbau einer ,Konzeptwerkstatt’ für Aktivitäten und ökologische Sensibilisierung im Zu-

sammenhang mit ausrangiertem Material (Künstlerworkshops, Kinderaktivitäten, Unter-
stützung und Zusammenarbeit mit ähnlichen Vorhaben in Quartieren etc.)

Folgende Eckpunkte sind im Rahmen der Projektentwicklung zu klären:
- Organisation/Trägerschaft/Verantwortung (Aufbauorganisation)
- betriebliche Organisation und Abläufe (z.B. Materialannahme direkt von Kunden des Ent-

sorgungshofs, Triage nach ‚Recyclingladen’ oder ‚anderen für Erwerbslosenprojekt ver-
wendbaren Materialien’ oder Weitergabe an den Entsorgungshof)

- Anzahl Projektplätze für Langzeiterwerbslose und Arbeitsplätze für Betreuende
- Flächen- und Parkplatzbedarf
- Finanzbedarf und Finanzierung
Auftrag:
Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Stadtrat eine Kreditvorlage für die Realisierung des
Projekts ,Rejob’, Recycling von Gegenständen aus dem Grobsperrgut als Teil der Entsor-
gungsstandorte und/oder des Entsorgungskonzepts zu unterbreiten. Dabei kann er dem Be-
reich Arbeit oder einer anderen Fachstelle den Auftrag zur Erarbeitung eines Detailprojekts
erteilen (unter Einbezug der Erfahrungen anderer, wie z.B. dem Projekt ‚Ökihof’ in Zug)

Begründung der Dringlichkeit:
Die Kreditvorlagen für die zwei grossen Entsorgungshöfe werden dem Stadtrat demnächst
vorgelegt. Bis zum definitiven Entscheid über die Durchführbarkeit des Projekts ‚Rejob’ sollen
die dafür notwendigen Optionen in der Gesamtplanung der Entsorgungshöfe offen gelassen
werden. Das Projekt ,Rejob’ darf aber nicht zu wesentlichen Verzögerungen im ordentlichen
Projektablauf führen und keine regulären städtischen Arbeitsplätze gefährden.

Bern, 24. Juni 2004
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Dringliche Richtlinienmotion Fraktion SP/JUSO (Sabine Schärrer, SP), Margrith Beyeler-Graf,
Raymond Anliker, Andreas Zysset, Andreas Flückiger, Liselotte Lüscher, Oskar Balsiger, Pe-
ter Blaser, Margareta Klein-Meyer, Sylvia Spring Hunziker, Stefan Jordi, Miriam Schwarz,
Markus Lüthi, Rolf Schuler, Béatrice Stucki, Beat Zobrist, Christian Michel, Guglielmo Grossi,
Corinne Mathieu

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat bejaht.

Motion Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller): „Verdichten... !“ – Wohnen in Bern
(WiB)
Ausgangslage
Seit Jahren wird in Bern zu wenig Wohnraum geschaffen. Es fehlen
- Familienwohnungen mit 4-5 Zimmern in verschiedenen Preislagen
- Grosse Wohnungen für anspruchsvolle Bewohner
- Grosse Wohnungen für alternative Wohnmodelle
- Loft-Wohnungen in Industriebrachen.
Die Stadt muss Anreize und Rahmenbedingungen schaffen, dass die Angebotslücken ausge-
füllt werden. Mit einer Studie „Verdichten“ soll das Thema gründlich aufgearbeitet werden.
Darin sollen erfasst werden:
- Baulücken und brachliegende Grundstücke in den Bauzonen
- Schlecht genutzte Grundstücke
- Grundstücke mit sehr niedriger Ausnutzungsziffer, samt Studien für verbesserte Ausnut-

zung
Die Studie „Verdichten“ soll u.a. enthalten:
- Grundsätzliche, theoretische Überlegungen zum Thema
- Kritische Betrachtung der heutigen Bauzonen hinsichtlich Bauklasse und Nutzung
- Massnahmen-Katalog mit Zeitplan für die Umsetzung
- Angaben über Förderungsmöglichkeiten
- Dokumentation „Verdichten ...!“ anhand von realisierten Beispielen.
Grünbereiche und Wohnumfeld sollen durch Verdichtungsmassnahmen nicht beeinträchtigt
werden. Kluges ‚Verdichten’ bedeutet Erhalt oder Verbesserung der Wohn- oder Quartierqua-
lität. Durch kluge, massvolle Verdichtung des vorhandenen Wohn- und Stadtraumes kann das
Wohngebiet kostensparend verbessert werden. Dabei kann weitgehend auf die vorhandene,
städtische Infrastruktur aufgebaut werden.
„Verdichten...!“ kann wesentlicher Bestandteil der städtischen Anstrengungen für die Gewin-
nung von zusätzlichem Wohnraum in Bern sein!
Der Gemeinderat wird beauftragt eine Studie zum Thema ‘bauliche Verdichtung’ zu erarbei-
ten, welche eine rasche, unkomplizierte Umsetzung gewährleistet.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller), Stephan Hügli-Schaad, Dana Dolores,
Mario Imhof, Thomas Balmer, Heinz Rub, Rolf Häberli, Christian Wasserfallen, Jacqueline
Gafner Wasem, Ueli Haudenschild, Philippe Müller, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer,
Hans-Ulrich Suter

Motion Martina Dvoracek (GB): Viererfeld Süd: autofreies Wohnen ermöglichen
Das Abstimmungsergebnis zur Planung Viererfeld hat verschiedene Interessenslagen aufge-
zeigt. Starker Widerstand, insbesondere aus der Quartierbevölkerung, regte sich gegenüber
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der Umzonung der Felder Viererfeld Nord und Mitte. Schöne Aussicht, grosszügiger Erho-
lungs- und Grünraum wurden als Argumente ins Feld geführt. Dies gilt es zu akzeptieren.
Der städtische Teil, das Viererfeld Süd befindet sich heute in der Zone Fb und könnte daher
ohne Zonenplanänderung und ohne Abstimmung als Sportplatz, für Schulen etc. mit einer
Ausnutzungsziffer von 0,5 genutzt werden. Sinnvoller wäre aber die Nutzung dieser Fläche
zum Wohnen. Denn eines ist klar: Es besteht ein Bedarf an Wohnungen. Neue Überbauungen
sollen aber auch modellhafte Projekte sein. Die Rahmenbedingungen für das autofreie Woh-
nen sind beim Viererfeld Süd sehr gut: Erschliessung mit öffentlichem Verkehr, Zentrumsnä-
he, Bildungseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten sind in Fuss- und Velodistanz bequem er-
reichbar. Das Grüne Bündnis fordert deshalb den Gemeinderat auf,
1. dem Stadtrat eine neue Planung für die Schaffung einer autofreien Siedlung auf der

Viererfeld Süd vorzulegen
2. den autofreien Anteil für die ca. 75 Wohnungen bei 0,1 Parkplätze pro Wohnung anzuset-

zen.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Martina Dvoracek (GB), Michael Jordi, Natalie Imboden, Annemarie Sancar-Flückiger,
Catherine Weber, Erik Mozsa, Simon Röthlisberger

Motion Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Beat Zobrist, SP): Fussgänger- und velover-
kehrsfreundliches Bern: Umgestaltung Ostermundigenstrasse, Abschnitt Zentweg-
Pulverweg
Die Ostermundigenstrasse – vormals Kantonsstrasse – ist trotz sehr hoher Verkehrsbelastung
(ca. 20’000 Fahrzeuge/Tag) bezüglich Erscheinungsbild und Querschnittsgestaltung inhomo-
gen. Im Abschnitt Zentweg-Pulverweg Fahrrichtung Stadt werden Busse durch Velofahrende
stark behindert. Umgekehrt sind Velofahrende durch den Busbetrieb und den zeitweise vor-
herrschenden Kolonnenverkehr permanent grossen Gefahren ausgesetzt (In einer durch das
kantonale Amt für Gemeinden und Raumordnung erstellten Unfallanalyse 1979/81 wies die
Ostermundigenstrasse im Vergleich mit allen andern Kantonsstrassen pro Kilometer Strecke
mit Abstand die höchste Velo-Unfallziffer aus!). Währenddem auf der Ortsdurchfahrt Oster-
mundigen die Unfallschwerpunkte inzwischen saniert werden konnten, ist auf dem vorliegen-
den Abschnitt alles beim Alten geblieben. Dabei handelt es sich um jenen Abschnitt, welcher
von Kindern des Burgfeldquartiers täglich als Schulweg zur Schule Bitzius benutzt werden
muss.
Auf der im Osten anschliessenden Ortsdurchfahrt Ostermundigen existieren durchgehend
Radstreifen in beiden Richtungen. Auf dem im Westen angrenzenden Abschnitt Pulverweg-
Bushaltestelle Galgenfeld konnte in der Aufwärtsrichtung sowohl für den Fuss- und den
Veloverkehr je ein separater Weg realisiert werden. Es geht nun darum ebenfalls im Mittelab-
schnitt sowohl für den Fuss- wie für den Veloverkehr befriedigende Verhältnisse herbei zu
führen.
Der Gemeinderat wird beauftragt
1. Ein Projekt auszuarbeiten, welches bezweckt:

- den Fussverkehr im fraglichen Abschnitt durchgehend hinter der geschützten Bau-
mallee zu führen,

- das frei werdende schmale Trottoir für die Benützung durch Velos umzugestalten (z.B.
Radstreifen als Tender Fahrbahn, ev. mit Radwegstein von der Fahrbahn abgesetzter
Weg, so dass Velofahrende einander überholen können).

2. Massnahmen für eine kurzfristige Übergangslösung (Schulwegsicherheit) zu erarbeiten
(Gestaltung der Zu- und Wegfahrten Waldeck und Friedhofweg sowie Massnahmen zur
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Gewährleistung der Sicherheit bei der unübersichtlichen Friedhofzufahrt), um die Benüt-
zung des Weges entlang der Friedhofmauer durch Velos zu ermöglichen.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Beat Zobrist, SP), Stefan Jordi, Andreas Zysset,
Margrith Beyeler-Graf, Andreas Flückiger, Guglielmo Grossi, Christian Michel, Peter Blaser,
Sabine Schärrer, Margareta Klein-Meyer, Sylvia Spring Hunziker, Raymond Anliker, Miriam
Schwarz, Corinne Mathieu, Rolf Schuler, Béatrice Stucki, Liselotte Lüscher, Markus Lüthi,
Walter Christen, Michael Aebersold

Motion Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Stefan Jordi, SP): Fussgänger- und velover-
kehrsfreundliches Bern – Velo-Südumfahrung Thunplatz
Der Thunplatz wird von mehreren Schulwegen (zu den Gymnasien Muristalden und Kirchen-
feld sowie zur Schule Laubegg) gequert. Über den Thunplatz führt ebenfalls die regionale
Velowander-Route Nr. 94, welche von Neuchâtel herkommend via Bern, Konolfingen, Huttwil
nach Sursee LU führt.
Auf dem Weg zum Gymnasium Kirchenfeld müssen viele Schüler mit dem Velo täglich über
den für Velofahrende sehr anspruchsvollen und gefährlichen Thunplatz fahren. Als Umfah-
rungsmöglichkeit gab die Stadt aus diesem Grunde schon vor Jahren jene zwei asphaltierten
Fusswege für die Benützung durch Velos frei, welche dem nord-östlichen und dem nördlichen
Rand des Dählhölzliwaldes folgen. Währenddem der Fussweg im Nordosten horizontal ver-
läuft und daher für das Nebeneinander von zu Fuss gehenden und Velofahrenden problemlos
funktioniert, weist jener im Norden, zwischen Thunplatz und Jubiläumsplatz, erhebliches Ge-
fälle und sehr unübersichtliche Richtungswechsel auf. In der Aufwärtsrichtung ist er als Rad-
weg viel zu steil, in der Abwärtsrichtung zu gefährlich. Velofahrende gefährden die Fussgän-
ger infolge der Gefälles und der hohen Geschwindigkeit, zu Fuss gehende gefährden die
Velofahrer, weil sie bei den unübersichtlichen Stellen die Velofahrer nicht sehen und die ge-
samte Wegbreite für sich beanspruchen. Wie bei den 1998 eröffneten Schweizer Radwander-
wegen wird auch bei den regionalen Velowander-Routen ein hoher Standard im Bereich Si-
cherheit und Komfort angestrebt. Weil jedoch Velofahren auf dem fragliche Weg am Waldrand
entlang für den Fussverkehr als viel zu gefährlich eingestuft wird, muss die Velowander-Route
heute über den als Velowanderweg ungeeigneten Thunplatz Richtung Stadt geführt werden!
Im vergangenen Jahr wurde der Thunplatz versuchsweise auf „Vorrang im Kreisverkehr“ um-
gestellt. Zwar konnten durch die Umstellung für den Fussverkehr wesentliche, für den
Veloverkehrs leider nur punktuell Verbesserungen erzielt werden. Für Benutzer und Benutze-
rinnen der vom Dählhölzliwald her einmündenden Veloroute (Velowandern, Schulweg) ist der
Thunplatz jedoch eher noch anspruchsvoller geworden, als er dies ohnehin schon war. Der
Gemeinderat nimmt aus all diesen Gründen den Auftrag entgegen
1. Den Waldweg, welcher die Petruskirche auf direktem Weg mit dem Jubiläumsplatz verbin-

det dem Veloverkehr zu öffnen
2. Den Fussweg, welcher die nördliche Begrenzung des Dählhölzliwaldes bildet, der Benüt-

zung durch Velofahrende zu entziehen,
3. Für den auf dem Thunplatz verbleibenden Veloverkehr im Rahmen des noch laufenden

Versuchsbetriebes weitere Verbesserungen vorzusehen (z.B. Berücksichtigung bei LSA).
Die Massnahmen dienen folgenden Zielen
- Schulwegsicherheit (Schulweg Brunnadern/Elfenau-Gymnasium Kirchenfeld) verbessern,
- Voraussetzungen für eine zweckmässigere Führung der regionalen Velowander-Route

Nr. 94 schaffen,
- Den Fussweg am nördlichen Waldrand vor (zu) schnellem Veloverkehr zu entlasten
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Durch die Umsetzung dieser Motion erforderliche Massnahmen entlang des berührten Wald-
weges (Punkt 1) sind auf das Allernotwendigste zu beschränken (kein Schwarzbelag, keine
Zulassung von Veloverkehr auf weiteren Waldwegen). Der Gemeinderat setzt die Öffnung für
Velos nötigenfalls mittels Überbauungsordnung durch.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Stefan Jordi, SP), Beat Zobrist, Andreas Zysset,
Margrith Beyeler-Graf, Andreas Flückiger, Guglielmo Grossi, Christian Michel, Peter Blaser,
Sabine Schärrer, Margareta Klein-Meyer, Sylvia Spring Hunziker, Raymond Anliker, Miriam
Schwarz, Corinne Mathieu, Rolf Schuler, Béatrice Stucki, Liselotte Lüscher, Markus Lüthi,
Walter Christen, Michael Aebersold

Motion Natalie Imboden (GB): Finanzierungslücke für das Paul-Klee-Zentrum schliessen
Der Gemeinderat zeigt dem Stadtrat noch vor der Eröffnung des Paul-Klee-Zentrums auf, mit
welchen Massnahmen die Stadt Bern (zusammen mit dem Kanton und anderen Trägern) das
drohende mittel- und langfristige Betriebsdefizit des Paul-Klee-Zentrums verhindern wird.
Begründung:
Stadt und Region Bern freuen sich auf ein kulturelles und kulturpolitisches Grossereignis. In
einem Jahr wird das neue Paul Klee Zentrum seine Türen öffnen. Dies dank grosszügigem
privatem Engagement gekoppelt mit öffentlicher Unterstützung. Die private und öffentliche
Kooperation beim Zustandekommen eines derartigen Grossprojekts darf aber nicht dazu füh-
ren, dass die Öffentlichkeit keinen Einblick mehr in Finanzierung und Betriebskonzept erhält.
In der Antwort des Gemeinderats auf die Fragen des Grünen Bündnis zum Verwaltungsbericht
2003 schreibt der Gemeinderat (S. 2/14), dass er die existierende Finanzplanung über den
Betrieb des Paul Klee Zentrums dem Stadtrat nicht unterbreiten will. Dies obwohl anschei-
nend eine Finanzierungslücke absehbar ist. In der Antwort der Kantonsregierung auf die In-
terpellation der Grossrätin Regula Rytz „Klarheit über das Klee-Zentrum und das Kunstmuse-
um Bern“ vom 24. März 2004 hat der Regierungsrat darauf hingewiesen, dass gestützt auf die
aktuelle Betriebskostenschätzungen mit einer mittel- und langfristigen Finanzierungslücke
gerechnet werden muss. Die Stadt Bern als Beteiligte wäre davon direkt betroffen und muss
daher Kenntnis darüber erhalten.
Diese absehbare Finanzierungslücke ist bedenklich und verlangt nach Massnahmen. Das
neue Paul-Klee-Zentrum kann sich kein mittel- und langfristiges Betriebsdefizit leisten. Weder
die Stadt, der Kanton noch die unterstützenden Regionsgemeinden stehen finanziell so gut
da, dass sie weitere Mittel für das Paul-Klee-Zentrum aufwenden könnten. Zusätzliche Bela-
stungen müssten mit grosser Wahrscheinlichkeit auf Kosten von anderen öffentlichen Aufga-
ben wie z.B. einer breiteren Kulturförderung oder im Rahmen der Bildungsbudgets aufgefan-
gen werden. Andererseits würden zusätzliche Beiträge von privaten Geldgebern Mittel binden,
die anderen Projekten im Kulturbereich fehlen. Dies muss rechtzeitig durch kostensenkende
und/oder einnahmenfördernde Massnahmen verhindert werden.
Sowohl die Erfahrungen mit dem Kunst- und Kongresszentrum Luzern als auch die Fondation
Beyeler in Basel zeigen, dass die Finanzierung von neuen Kulturzentren mit Risiken verbun-
den ist. Da das mittel- und langfristige Betriebsdefizit für das Paul-Klee-Zentrum schon vor
der Eröffnung absehbar ist, besteht die Chance, rechtzeitig zu agieren und kostensenkende
Massnahmen einzuleiten. Der Betrieb des Paul-Klee-Zentrums wird zu einem grossen Teil
durch öffentliche Gelder finanziert. Der Stadtrat und die Öffentlichkeit müssen deshalb dar-
über informiert werden, wie die zuständigen Behörden die geplanten Betriebskosten einhalten
und Zusatzkosten verhindern werden.
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Bern, 24. Juni 2004

Motion Natalie Imboden (GB), Michael Jordi, Martina Dvoracek, Annemarie Sancar-Flückiger,
Daniele Jenni, Catherine Weber, Erik Mozsa, Simon Röthlisberger

Motion Fraktion FDP (Mario Imhof/Ueli Haudenschild): Drogenkriminalität und Sicher-
heit In der Berner Innenstadt
Die Innenstadt, speziell der Bereich Spitalgasse bzw. deren Passagen werden, vor allem ab
den Abendstunden, immer mehr von Drogendealern und Drogenabhängigen besetzt. Vor Ge-
schäftseingängen und in diversen Ecken werden, wie wenn das erlaubt wäre, hemmungslos
weiche und vor allem harte Drogen konsumiert. Dass dabei der Abfall liegen bleibt ist auch
garantiert. Zwischenfälle – Überfälle, Entreissdiebstähle usw. – gehören fast schon zur Ta-
gesordnung, wobei eine zunehmende Gewaltbereitschaft der Täter festzustellen ist. Die Dea-
lermafia ist ihrerseits höchst aggressiv und schreckt vor Bedrohung gegen Personen, die die-
se Umstände nicht akzeptieren und sich vor Ort beschweren, nicht zurück. Die Organisation
funktioniert d.h. die Kunden werden bewacht und beschützt.
Die Polizei ist optisch nicht präsent/bereit zum Schutz der Bevölkerung. Einzig die im Auto ab
und zu vorbeifahrenden Polizisten sind sichtbar. Das genügt nicht um die objektive und sub-
jektive Sicherheit den Passanten und Touristen zu vermitteln, welche die Stadt nötig hat, um
als sicherer Wohn- und Arbeitsort und als attraktives Tourismusziel erhalten zu bleiben (ame-
rikanische Fremdenführer warnen davor, die Stadt Bern zu besuchen!).
Wir wollen eine Polizei die bereit ist, wenn sie gerufen wird. Nächtliches Parkbussensammeln
ist hier sekundär! Es müssen Zeichen gesetzt werden, welche die Bevölkerung und speziell
unsere Jugendlichen vor dieser Kriminalität schützen, denn es kann dem Gemeinderat nicht
egal sein, dass unsere Stadt noch attraktiver wird für die Drogenmafia. Um die objektive und
subjektive Sicherheit in der Innenstadt zu verbessern, müssen Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, dass zentrale Fussgängerverbindungen rund um die Uhr als sicher bezeich-
net werden können.
In diesem Zusammenhang wird der Gemeinderat beauftragt:
1. Der Gemeinderat wird beauftragt, in der Innenstadt eine ständig sichtbare, feste oder mo-

bile Polizeipräsenz an neuralgischen Orten wie der Spitalgasse, Rathausgasse einzufüh-
ren.

2. Der Gemeinderat wird beauftragt die Installation von Notrufsäulen bei den Tram- Bussta-
tionen zu prüfen.

3. Der Gemeinderat wird beauftragt genügend Polizisten freizustellen die auf Hilferufe der
Bevölkerung per Telefon sofort reagieren können.

4. Der Gemeinderat wird beauftragt, mit geeigneten zusätzlichen Mitteln (Videoüberwa-
chung, Beleuchtung usw.) dafür zu sorgen, dass für die zentralen Verbindungen zwischen
Bahnhof und unterer Altstadt rund um die Uhr eine erhöhte Sicherheit erzielen werden
kann.

5. Der Gemeinderat wird beauftragt alle Delikte des Betäubungsmittelgesetzes nach dem
bestehenden Recht zu verfolgen und zu ahnden.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Fraktion FDP (Mario Imhof/Ueli Haudenschild), Stephan Hügli-Schaad, Thomas Bal-
mer, Heinz Rub, Rolf Häberli, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer, Christoph Müller, Urs
Jaberg, Christian Wasserfallen, Philippe Müller
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Motion Fraktion GB/JA!/GPB (Annemarie Sancar-Flückiger/Catherine Weber, GB):
Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen: Der Kanton macht vorwärts, die Stadt Bern
muss mitziehen
Der Grosse Rat gab letztes Jahr der Regierung grünes Licht zur Ausarbeitung eines Geset-
zesvorschlages, die für die Einführung des kommunalen Stimm- und Wahlrechtes für Auslän-
derInnen nötig, ist (Verfassung und Gemeindegesetz). Die Regierung hat vor wenigen Tagen
den Vorschlag in die Vernehmlassung geschickt.
In seinem Bericht, der dem Grossen Rat als Grundlage diente, hält der Regierungsrat u.a.
Folgendes fest:
- Er rekapituliert die lange Geschichte eines Kapitels Ausländerpolitik – zum Beispiel, dass

1994 in der Volksabstimmung die Vorlage für die politischen Rechte für AusländerInnen
mit 58% abgelehnt worden ist – in der Stadt Bern lediglich mit 52%!

- er vergleicht die Situation mit anderen Kantonen, namentlich Neuenburg, Jura, Waadt und
Appenzell – und wie wir unterdessen wissen: Die Parteienlandschaft verändert sich da-
durch kaum, die Stimmbeteiligung unter den AusländerInnen entspricht etwa derjenigen
der SchweizerInnen und zudem, wie der Delegierte für Migration von Neuchâtel Thomas
Facchinetti kürzlich in einem Radiogespräch sagte: Die Tatsache, dass Migrantlnnen ein
Stimmrecht haben, hat zur Folge, dass sie sich – zumindest diejenigen die wollen, so wie
das auch unter der einheimischen Bevölkerung nicht bei allen gleich ist – aktiv an der lo-
kalen Politik beteiligen, sich dafür einsetzen und damit Teil der politischen Gemeinschaft
zu werden. Was offensichtlich – als positiver Nebeneffekt – Konflikte entschärfen hilft.

- Im Bericht werden Vergleiche mit dem Ausland gemacht, die Vor- und Nachteile werden
ausgeleuchtet, und schließlich kommt die Regierung in ihrem Bericht zum Schluss, dass
die Gemeinden auf jeden Fall die Möglichkeit haben sollen, dieses Recht einzuführen.

Der Kanton gibt also grünes Licht und wir sollten nicht mehr länger warten. Es soll nicht mehr
an der kantonalen Gesetzgebung scheitern und auch nicht mehr am politischen Willen wie vor
vier Jahren noch im Stadtrat, als das Grüne Bündnis unter dem Titel „Für mehr Demokratie in
der Stadt Bern“ – leider erfolglos – eine vorsorgliche Änderung des Reglements über die poli-
tischen Rechte (Art. 3) verlangte zur Einführung des Wahl- und Stimmrechtes in der Stadt,
sobald die kantonalen Bedingungen dies erlauben.
Am 1. Februar 2001 reichten wir eine interfraktionelle Motion ein, die vom Gemeinderat ver-
langt, dass er sich beim Kanton aktiv dafür einsetzt, dass auf kommunaler Ebene das Stimm-
und Wahlrecht eingeführt wird. Dem Gemeinderat scheint das Thema nicht gleich zu sein, so
zumindest lesen wir in seiner Antwort vom 18. Dezember 2002.
Der Bericht des Regierungsrates wurde vom Grossen Rat letztes Jahr positiv zur Kenntnis
genommen. Die Vorlage für die Gesetzesänderung ist jetzt in der Vernehmlassung – eine
Vorlage, welche die Vorteile einer Einführung klar herausstreicht. Der gesetzgeberische Weg
ist also so vorbereitet, dass der Gemeinderat handeln kann – ganz im Sinne seiner Antwort
von Ende 2002!
1. Sich bei seiner Vernehmlassung für die offen formulierte Variante A einzusetzen, welche

den Gemeinden den nötigen Spielraum lässt, um sich selbst eine Meinung zu bilden, Po-
sition zu beziehen und den kommunalen Eigenarten genügend Rechnung zu tragen

2. Nach der kantonalen Abstimmung dem Stadtrat umgehend eine Vorlage zur GO-Änderung
zu unterbreiten.

Begründung der Dringlichkeit:
Der neue Verfassungsartikel soll Anfangs 2006 in Kraft treten. Damit auch die Stadt Bern ihre
ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger mitbestimmen lassen kann, sobald dies nach
übergeordnetere Recht möglich ist, muss der Gemeinderat die notwendigen Arbeiten (Ver-
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nehmlassung, Sensibilisierung der Bevölkerung zugunsten des Stimm- und Wahlrechts, Vor-
bereiten der GO-Änderung) umgehend an die Hand nehmen.

Bern, 24. Juni 2004

Motion Fraktion GB/JA!/GPB (Annemarie Sancar-Flückiger/Catherine Weber, GB), Daniele
Jenni, Martina Dvoracek, Erik Mozsa, Michael Jordi, Natalie Imboden

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Dringliches Postulat Fraktion SP/JUSO (Andreas Zysset/Stefan Jordi/Beat Zobrist, SP):
Moratorium für unzumutbaren Poststellenentscheid
Am 23. Juni 2004 hat die Post informiert, dass sie die Poststellen im Lorrainequartier und im
Brückfeld schliessen will. Dies trotz einer von gegen 2000 BewohnerInnen des Nordquartiers
unterschriebenen „Petition zur Erhaltung der Poststellen im Nordquartier“. Diese Entschei-
dung der Post bedeutet einen massiven Abbau des Service public für die betroffenen Men-
schen in den Quartieren. Speziell ältere Leute, junge Mütter, Menschen mit Behinderungen
werden faktisch von der Dienstleistung „Post“ ausgeschlossen. Was unter ausschliesslich
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten und der Prämisse der Profitmaximierung offenbar
Sinn machen kann, erweist sich für die betroffenen Quartiere als Schlag gegen die Grundver-
sorgung.
Am 26. September 2004 wird das Schweizer Volk über die Initiative „Postdienste für alle“ ab-
stimmen. Will es eine Post, welche den Service public, also die Grundversorgung aller Ein-
wohnerinnen und Einwohner über die rein finanziellen Interessen stellen oder will es eine
Post, welche sich rein betriebswirtschaftlich organisiert und die flächendeckende Grundver-
sorgung ausser acht lässt?
Bevor dieser Grundsatzentscheid getroffen ist, ist es nicht legitim, wenn die Post ganze
Wohnquartiere von den Postdienstleistungen faktisch ausschliesst.
Der Gemeinderat wird deshalb aufgefordert:
1. Unverzüglich bei der Post und den zuständigen Bundesstellen zu intervenieren und soweit

dies möglich ist Rechtsmittel zu ergreifen, um dem Abbau von Poststellen in der Stadt
Bern sofort Einhalt zu gebieten.

2. Von der Post und ihrem Aufsichtsorgan zu verlangen, dass sämtliche Poststellenschlie-
ssungen bis zur Volksabstimmung vom 26. September 2004 sistiert werden. Namentlich
die Schliessungsentscheide für die Post in der Lorraine und die Post im Brückfeld sind
solange auszusetzen.

3. Von der Post zu verlangen, nach der Volksabstimmung in Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Quartierkommissionen nach quartierverträglichen Lösungen zu suchen.

4. Sollte die Post nicht auf ihren Schliessungsentscheid zurückkommen, wird der Gemeinde-
rat aufgefordert zu prüfen, ob andere Anbieter allenfalls über die notwendigen Grundlagen
verfügen, um den Bedürfnissen der Bevölkerung der betroffenen Quartiere gerecht zu
werden und die notwendige Grundversorgung sicher zu stellen.

24. Juni 2004

Begründung der Dringlichkeit:
Diese ist durch den Umstand gegeben, dass der Gemeinderat unverzüglich intervenieren
muss, damit die Entscheide der Post bis am 26. September sistiert werden.

Bern, 24. Juni 2004
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Dringliches Postulat Fraktion SP/JUSO (Andreas Zysset/Stefan Jordi/Beat Zobrist, SP),
Béatrice Stucki, Michael Aebersold, Sabine Schärrer, Christian Michel, Margareta Klein-
Meyer, Sylvia Spring Hunziker, Raymond Anliker, Miriam Schwarz, Markus Lüthi, Rolf Schu-
ler, Margrith Beyeler-Graf, Oskar Balsiger, Andreas Flückiger, Guglielmo Grossi, Peter Blaser,
Liselotte Lüscher, Thomas Göttin, Walter Christen

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrat bejaht.

Dringliches Postulat Catherine Weber (GB): Kein Postraub in der Lorraine!
Der Entscheid vom 23. Juni 2004, die Post in der Lorraine im Frühjahr 2005 zu schliessen, ist
undemokratisch und unhaltbar. Er desavouiert die von rund 2000 Personen unterzeichnete
Petition gegen die Schliessung der Poststellen im Nordquartier und er ist quartier- und wirt-
schaftsfeindlich. Beispielsweise für die älteren Bewohnerinnen und Bewohner des Quartiers
wäre es unzumutbar, dass sie inskünftig den Nordring überqueren und die lange und steile
Steigung hinauf ins Breitenrainquartier (und den im Winter gefährlichen Weg zurück hinunter)
schaffen müssten, um die Postdienste (Ein- und Auszahlungen, Pakete aufgeben) in An-
spruch zu nehmen.
Für den Stadtteil Bern Nord mit 27’00 EinwohnerInnen und 29’000 Arbeitsplätzen in 5 Quartie-
ren sind drei Poststellen kein Luxus. Eine Konzentration auf Breitenrain- und Viktoriapost ist
nicht nur vor dem Hintergrund der damit verbundenen noch längeren Wartezeiten für die Kun-
dinnen unbefriedigend. Sie ist auch für die Angestellten eine Zumutung, die bereits heute den
täglichen Ansturm auf die beiden Poststellen nur mit viel Einsatz bewältigen können. Und sie
schwächt das Lorrainequartier in einem Zeitpunkt, wo sich viele neue Gewerbebetriebe an-
siedeln und neue Wohnprojekte geplant sind.
Vor dem Hintergrund der Volksabstimmung vom 26. September 2004 über die Poststellen-
Initiative ist dieser Entscheid besonders demokratiefeindlich, schafft er doch ein weiteres fait-
à-complit unmittelbar vor der Abstimmung über eine aussichtsreiche Volksinitiative.
Der Gemeinderat wird deshalb aufgefordert
1. Umgehend bei den zuständigen Verantwortlichen der Schweizerischen Post dahingehend

zu intervenieren, dass mit dem Entscheid verbundene Massnahmen sistiert werden und
der Schliessungsentscheid Lorrainepost zurückgenommen wird zugunsten einer, vom
Gemeinderat moderierten Aussprache mit allen Betroffenen mit dem Ziel eine Lösung zum
Erhalt der Post Lorraine zu finden.

2. Sollte die Poststellen-Initiative am 26. September 2004 vom Stimmvolk in der Stadt Bern
angenommen werden, wird der Gemeinderat beauftragt, von der Post zu verlangen, sämt-
liche Schliessungs-Entscheide in der Stadt Bern zu sistieren und den Verfassungsauftrag
auch in der Stadt Bern vollumfänglich umzusetzen und namentlich die mit der Initiative
verlangte Grundversorgung zu garantieren, „welche den Bedürfnissen und Erwartungen
der Bevölkerung und der Wirtschaft entspricht.“

Begründung der Dringlichkeit:
Gegen den Entscheid zur Schliessung der Lorrainepost muss umgehend interveniert werden,
vor allem bevor die Post die dadurch ausgelösten notwendigen, mit längeren Fristigkeiten
verbundenen Schritte einleitet (ua. Verkauf der Postliegenschaft am Hofweg 10, Entlassungen
oder Änderungskündigungen).

Bern, 24. Juni 2004
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Dringliches Postulat Catherine Weber (GB), Natalie Imboden, Michael Jordi, Annemarie San-
car-Flückiger, Martina Dvoracek, Erik Mozsa, Daniele Jenni

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats bejaht.

Postulat Natalie Imboden (GB): Zwischenbericht Umsetzung Regierungsreform
Gestützt auf die Annahme der Volksinitiative „5 statt 7 Gemeinderatsmitglieder“ in der Volks-
abstimmung vom 8. Februar hat der Gemeinderat im Mai 2004 informiert, wie er ab 1. Januar
2005 die Regierungs- und Verwaltungsreform umsetzen will. Die Reorganisation der Direktio-
nen und der Stadtverwaltung liegt in der Kompetenz der Exekutive. Dem Stadtrat obliegt ge-
mäss GO Art. 40 die Beaufsichtigung von Gemeinderat und Verwaltung. Da mit der Regorga-
nisation von 7 auf 5 Direktionen nicht nur die Generalsekretariate sondern die gesamte Ver-
waltung in erheblichem Masse betroffen sind, stellen sich aus der Sicht des Parlaments ver-
schiedene Fragen:
1. Gemäss Information „RVR 2004-Flyer“ gibt es keine Entlassungen, aber Mitarbeitende

müssen in andere Direktionen wechseln. Wie viele Mitarbeitende und auf welchen Hierar-
chiestufen sind davon betroffen?

2. Welches sind die zeitlichen Abläufe und wie sieht die Projektorganisation betreffend orga-
nisatorischen Fragen (Raumfragen, Rechnungswesen, Informatik etc.) aus?

3. Welche personalrechtlichen Rahmenbedingungen bezüglich Besitzstandwahrung, Umplat-
zierung etc. kommen zur Anwendung?

4. Wird ein Personalbedarfsraster gemäss der Aufgabenverteilung vorgängig zu den Perso-
nalentscheiden erstellt?

5. Mit welchen Rahmenbedingungen und Kriterien wird die Reduktion der Stabsdienste
durchgeführt?

6. Welche Auswirkungen hat die Reorganisation auf das PGB-Budget 2005 und deren par-
lamentarische Beratung ab Sommer 2004?

7. Ist Aufgrund dos Aufwands für die Reorganisation mit Mehrbelastungen das Personals zu
rechnen?

8. Nach welchen Grundsätzen wird das Stadtplanungsamt auf die beiden Direktionen Präsi-
dialdirektion PRD (Stadtentwicklung) und Tiefbau-, Verkehr- und Stadtgrün TVS aufge-
teilt?

9. Wie wird die Zusammenarbeit der Bereiche Umwelt, Energie, Lokale Agenda 21 der SUE
(Sicherheit, Umwelt und Energie) mit der Stadtentwicklung PRD und Entsorgung und Ver-
kehr TVS gewährleistet?

All diese Fragen sind gemäss der Aufsichtspflicht aber auch der Budgetkompetenz des Stadt-
rates von Bedeutung. Der Gemeinderat wird daher aufgerufen dem Stadtrat in einem Bericht
insbesondere obige Fragen zu beantworten.

Begründung der Dringlichkeit:
Da die neue Regierungsreform am 1.1.2005 in Kraft tritt, besteht jetzt Informationsbedarf.
Zudem wird das Budget 2005 bereits im August in den Sachkommissionen behandelt und
muss auf die neue Direktionsverteilung abgestimmt werden.

Bern, 17. Juni 2004

Postulat Natalie Imboden (GB), Michael Jordi, Martina Dvoracek, Catherine Weber, Simon
Röthlisberger, Annemarie Sancar-Flückiger, Daniele Jenni, Peter Blaser

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats und vom Stadtrat abgelehnt.
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Postulat Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Beat Zobrist, SP): Fussgänger- und velover-
kehrsfreundliches Bern – Koexistenz aller Verkehrsteilnehmenden auf dem Kornhaus-
platz
Dieses Postulat zielt darauf ab, die Benützung der Bus-/Tramdurchfahrten Kornhausplatz-
Nord (Richtung Nord-Süd) und Kornhausplatz-Süd (Richtung Süd-Nord) zu legalisieren. Im
Abschnitt Kornhausplatz Nord geht es Insbesondere darum den heute bestehenden Zwang
aufzuheben, mit dem Velo via Fussgängerzone über den Platz zu fahren zu müssen.
Kornhausplatz Nord
Nach der Umgestaltung unterstellte die Stadt die Bus-/Tramdurchfahrt Kornhausplatz-Nord in
Richtung Nord-Süd einem dreiteiligen Verbotsignal, das es nach Signalisationsverordnung
SSV gar nicht gibt: Anstelle des bei Signal 3.14 „Verbot für Motorwagen, Motorräder und Mo-
torfahrräder“ verwendeten Symbols für Motorfahrräder wurde – von blossem Auge für Ver-
kehrsteilnehmende nicht zu erkennen! – das Fahrrad-Symbol eingesetzt. Die Täuschung hat
dazu geführt, dass heute drei von vier Velofahrten, statt wie vorgesehen der Länge nach
durch die Fussgängerzone, via Tram-/Busdurchfahrt stattfinden – ein „Regel abweichendes“
Verhalten, welches angesichts des erwähnten Fantasiesignals kaum geahndet werden könn-
te. Im Gegenteil, Fussgängerinnen und Fussgänger schätzen es, dass sich ein wesentlicher
Teil des Veloverkehrs auf die Tram-/Busdurchfahrt verlagert hat.
Kornhausplatz Süd
Auf dem Kornhausplatz-Süd darf die Bus-/Tramdurchfahrt in Richtung Süd-Nord von Velos
nicht benützt werden. Dies zwingt Velofahrende dazu den Kornhausplatz via Hotel-, Zibe-
legässli und Obere Rathausgasse zu umfahren – ein Umweg, welcher mehr neue Konflikte
entstehen lässt als auf der Durchfahrt über den Kornhausplatz vermieden werden können.
Im Interesse eines angenehmen Nebeneinanders von Velo-, Fussgänger- und öffentlichem
Verkehr sowie der Anlieferung wird der Gemeinderat gebeten
1. das fragliche Fantasiesignal beim Kornhausplatz-Nord durch Signal 3.14 „Verbot für Mo-

torwagen, Motorräder und Motorfahrräder“ zu ersetzen und damit den eingespielten Be-
triebszustand nachträglich zu sanktionieren.

2. Das Signal 2.01 Allgemeines Fahrverbot auf dem Kornhausplatz-Süd durch Signal 3.14
„Verbot für Motorwagen, Motorräder und Motorfahrräder“ zu ersetzen

Punkt 2 ist Voraussetzung, um auf der im Einbahnsystem betriebenen Amthausgasse Gegen-
verkehr von Velofahrenden (stadtabwärts) zuzulassen, ein Erfordernis, welches sich nach
erfolgter Umgestaltung des Casinoplatzes im Interesse der Verkehrssicherheit aufdrängen
wird.

Bern, 24. Juni 2004

Postulat Fraktion SP/JUSO (Oskar Balsiger/Beat Zobrist, SP), Stefan Jordi, Andreas Zysset,
Margrith Beyeler-Graf, Margareta Klein-Meyer, Andreas Flückiger, Guglielmo Grossi, Christi-
an Michel, Peter Blaser, Sabine Schärrer, Sylvia Spring Hunziker, Raymond Anliker, Miriam
Schwarz, Corinne Mathieu, Rolf Schuler, Béatrice Stucki, Liselotte Lüscher, Markus Lüthi,
Walter Christen, Michael Aebersold

Postulat Fraktion SP/JUSO (Raymond Anliker, SP): Viererfeld-Süd als Naherholungs-
und Freifläche im Sinne einer Übergangslösung für die Bevölkerung öffnen!
Nach wie vor bedauert die SP/JUSO-Fraktion die Ablehnung des Zonenplans Viererfeld und
die verpasste Chance, erstmals in der Schweiz autofreie und autoarme Siedlungen zu reali-
sieren. Der Entscheid der Stimmenden ist aber zu respektieren: das Viererfeld soll vorder-
hand grün bleiben, eine Wohnnutzung ist abgelehnt worden.
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Wie kann diese attraktive Freifläche aber genutzt werden, bis Klarheit darüber besteht, was
mit dem Gebiet geschehen soll? Sowohl das Viererfeld-Süd wie auch das Viererfeld-Nord
werden im Moment landwirtschaftlich genutzt. Für das Viererfeld-Nord ist dies eine zonen-
konforme Nutzung (Landwirtschaftszone), nicht aber für den Südteil, welcher gemäss Nut-
zungszonenplan zur Freifläche b gehört und im Besitz der Stadt Bern ist.
Die öffentliche Nutzung des gesamten Gebiets beschränkt sich auf einige wenige Quadrat-
meter Grünfläche beim Studerstein und auf das Waldgebiet beim Studerstein-Denkmal und
beim Spielplatz. Der Zugang zu den attraktiven Freiflächen ist fast während des ganzen Jah-
res durch Stacheldraht- oder Elektrozäune versperrt. FussgängerInnen erreichen das Vierer-
feld und den Studerstein vom Länggassquartier her nur über den Privatweg des Burgerhei-
mes. Die Bauordnung beinhaltet, dass Freiflächen für öffentliche Werke und Anlagen be-
stimmt sind (mit einer minimalen Ausnützungsziffer von 0.1 resp. 0.5).
Eine landwirtschaftliche Nutzung des Viererfeldes soll nicht bestritten werden; sie müsste sich
aber auf den Nordteil beschränken, damit das Gebiet Süd mit Recht auch als Naherholungs-
gebiet bezeichnet und genutzt werden könnte. Frei zugängliche Wiesenflächen zum Fussball
spielen, Drachen steigen lassen oder zum kürzeren oder längeren Verweilen sind in der
Länggasse Mangelware. Die Sportanlagen im Bereich Gymnasium und Stadion Neufeld ste-
hen nur zu Randzeiten für das freie Spielen zur Verfügung; der Spielplatz Studerstein ist we-
gen seiner exponierten Lage sehr windig, schattig und feucht.
Aus diesen Gründen findet die SP/JUSO-Fraktion, dass das Viererfeld-Süd (abgesehen von
der Familiengartenanlage) für die Bevölkerung zugänglich gemacht werden soll, bis Klarheit
darüber herrscht, in welcher Form die Landreserve genutzt werden kann.
Sie bittet den Gemeinderat, folgende Massnahmen zu prüfen und umzusetzen:
1. Das Viererfeld-Süd (mit Ausnahme der Familiengartenanlage) ist im Sinne einer Über-

gangslösung als frei zugängliche Freifläche für die Quartierbevölkerung zu öffnen, bis
Klarheit über die weitere Nutzung besteht.

2. Der Pachtvertrag für die landwirtschaftliche Nutzung des städtischen Teils ist ordnungs-
gemäss zu künden.

Bern, 24. Juni 2004

Postulat Fraktion SP/JUSO (Raymond Anliker, SP), Sylvia Spring Hunziker, Sabine Schärrer,
Miriam Schwarz, Rolf Schuler, Markus Lüthi, Béatrice Stucki, Peter Blaser, Christian Michel,
Guglielmo Grossi, Andreas Flückiger, Andreas Zysset, Oskar Balsiger, Margareta Klein-
Meyer, Corinne Mathieu, Margrith Beyeler-Graf, Walter Christen, Michael Aebersold, Thomas
Göttin, Margrit Stucki-Mäder

Postulat FDP (Heinz Rub/Ueli Haudenschild): Korrekte Kehricht-Selbstentsorgung wird
belohnt!
Ein beträchtlicher Teil der Kosten bei der Kehrichtentsorgung wird durch die Dienstleistung
der „Abfuhr vor der Haustüre“ verursacht. Die Sackgebühr mittels Marken, resp. speziellen
Kehrichtsäcken deckt diese Dienstleistung.
Mit dem neuen Abfallentsorgungskonzept werden neue, zentrale Entsorgungsmulden aufge-
stellt, wo der Müll selbst hingebracht werden kann. Sehr gute Idee! Wo liegt die Motivation?
(es wird ja wohl kaum so sein, dass einfach nur die „Abfuhr vor der Haustüre“ aufgehoben
wird!)
Wir bitten daher den Gemeinderat, folgende mögliche Gebühren-Abstufungen zu prüfen:
1. Wer nach wie vor den Luxus will, den Kehricht nur vor seine Haustüre stellen zu können,

resp. den Hauswart zu bemühen, bezahlt wie bis anhin die reguläre, hohe Sackgebühr.
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2. Wer bereit ist, seinen Kehricht bis zu einer zentralen Sammelstelle mitzutragen, natürlich
nicht über mehrere Kilometer, bezahlt eine reduzierte Sackgebühr, ermittelt durch das Sy-
stem des Wägeverfahrens, Bezahlung mittels spez. Kreditkarte.

3. Wer sogar bereit ist, seinen Haushaltkehricht direkt in die KVA oder einen der neuen Ent-
sorgungshöfe zu bringen, wird von jeglicher Sackgebühr entbunden.

Die FDP ist überzeugt, dass dieses abgestuft Verfahren bei den Bürgerinnen und Bürgern gut
aufgenommen würde.

Bern, 24. Juni 2004

Postulat Fraktion FDP (Heinz Rub/Ueli Haudenschild), Stephan Hügli-Schaad, Thomas Bal-
mer, Rolf Häberli, Jacqueline Gafner Wasem, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer, Mario
Imhof, Christian Wasserfallen, Christoph Müller, Hans-Ulrich Suter, Philippe Müller, Urs Ja-
berg, Dolores Dana

Postulat Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan Hügli): Bahnhofplatz: Ti-
me-out wirklich nutzen
Ausgangslage
- 1997 lehnte das Berner Stimmvolk den Schanzentunnel ab, obwohl er die beste Lösung

zur Bewältigung der Verkehrsprobleme rund um den Bahnhof geboten hätte.
- Im Sommer 2000 startete der „Verkehrsversuch“ mit der Verengung der Fahrspuren auf

dem Bahnhofplatz. Er war auf 6 Monate beschränkt, dauert allerdings immer noch an.
- 2001 stelle der Gemeinderat die Neugestaltung des Bahnhofplatzes mit dem Glasdach

vor. Die Kritik war vernichtend, das Projekt wurde begraben.
- Im Juni 2002 befürworteten die Stimmberechtigten einen Projektierungskredit für die Neu-

gestaltung des Bahnhofplatzes.
- Im Oktober 2002 wurde das Projekt „Baldachin“ präsentiert, das auf wenig mehr Begeiste-

rung stiess als das Glasdach.
Fast zwei Jahre später ist der Baldachin immer noch aktuell, allerdings kann das Berner
Stimmvolk – trotz zweijähriger Planung – noch nicht dieses Jahr darüber befinden, sondern
erst 2005. Der Gemeinderat will offenbar im Wahljahr einer Abstimmungsniederlage auswei-
chen, denn es ist kaum anzunehmen, dass das Projekt an der Urne Zustimmung fände.
So bleibt nun etwas Zeit, um aus einem an sich richtigen Anliegen – der Neugestaltung des
Bahnhofplatzes – etwas Sinnvolles zu machen: Wenn schon Denkpause, dann Pause zum
Denken und nicht Pause vom Denken!
Diese Pause muss genutzt werden, um die verschiedenen Einwände gegen das bestehende
Projekt aufzunehmen.
Der Gemeinderat wird deshalb aufgefordert:
1. Den Konsens unter den betroffenen und interessierten Interessengruppen zu finden.
2. Die Einwände – beispielsweise der Burgergemeinde – ernst zu nehmen und in das Projekt

zu integrieren.
3. Heiliggeistkirche und Burgerspital sind neben dem neuen Eingang zum Bahnhof als ar-

chitektonische Schwerpunkte ins Zentrum zu rücken.
4. Der Platz ist so zu gestalten, dass sich alle Benutzer – Fussgänger, Velos, Autos und öV

– gleichermassen bequem bewegen können und er ist gleichzeitig zu entrümpeln.
5. Die KÜL-Massnahmen und Kapazitäten sind umzusetzen.

Begründung der Dringlichkeit:
Die Planung Neuer Bahnhof platz ist hochaktuell und weit fortgeschritten. Damit die Zeit im
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Sinne des Postulates genutzt werden kann, ist trotzdem grösste Eile geboten: Soll im Frühjahr
2005 das Volk über die Vorlage befinden- wird der Stadtrat sehr bald über die Vorlage zu be-
finden haben.

Bern, 24, Juni 2004

Postulat Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan Hügli-Schaad), Jacqueline Gaf-
ner Wasem, Thomas Balmer, Christian Wasserfallen, Heinz Rub, Rolf Häberli, Dolores Dana,
Mario Imhof, Ueli Haudenschild, Philippe Müller, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Interpellation Christoph Müller, Urs Jaberg (FDP): Konsequente Nutzung von Berns
Standortvorteilen im Städtewettbewerb: 2005 – Jahr der grossen Chancen
Wie aus zahlreichen Veröffentlichungen der letzten Zeit ersichtlich ist, behaupten sich die
Schweiz und ganz besonders Kanton und Stadt Bern immer schlechter im wirtschaftlichen
Wettbewerb. Im Zeichen der Globalisierung wirken sich das hohe Kostenniveau, die zuneh-
mende wirtschafts- und innovationshemmenden gesetzlichen Hindernisse immer lähmender
aus. Der Wirtschaftsmarkt ist heute die ganze Welt und wir müssen uns in Sachen Leistungs-
bereitschaft mit Anbietern von allen Kontinenten messen. Herkunft Schweiz bedeutet heute
nicht mehr, dass alles selbstverständlich als besser anerkannt und darum jeder Preis akzep-
tiert wird. Dieser Wettbewerb spielt sich sowohl in den Export-Märkten als auch hier in den
Läden ab. Heute werden nicht mehr nur einfache Produktionstätigkeiten in aufstrebende Län-
der verlagert, sondern besonders auch komplexe Hightech-Prozesse, qualifizierte Dienstlei-
stungen; eigentlich alles, was nicht ortsgebunden hier gemacht werden muss. So geht immer
mehr von der wirtschaftlichen Wertschöpfung, welche für unser aller Wohlstand unverzichtbar
ist, verloren.
Darum ist es enorm wichtig, dass wir die Standortvorteile, die wir haben, konsequent auszu-
schöpfen und zielgerichtet verstärken. Solche exklusiven Standortvorteile Berns – in der Mar-
ketingsprache Unique Selling Proposition (USP) genannt – sind vornehmlich (I) UNESCO-
Weltkulturgut Altstadt Bern, (II) Kulturstadt Bern mit Zentrum Paul Klee, Albert Einstein in
Bern.
Bekanntlich ist das Jahr 2005 ein besonderes Jahr in diesem Zusammenhang: Eröffnung
Zentrum Paul Klee, Jubiläumsausstellung zu Albert Einstein und zu seiner Relativitätstheorie,
die Eröffnung des neuen Fussballstadions u.a.m. Zu diesen Ereignissen von internationaler,
ja weltweiter Ausstrahlung werden in Bern zahllose Besucher erwartet; das werden haupt-
sächlich Menschen und Medienschaffende sein, Meinungsmacher, die als Multiplikatoren im
Markt wirken und für Bern wertvolle Propaganda machen können. Für derart massgeblichen
Besuch muss die Stadt bestens vorbereitet und herausgeputzt sein, um den bestmöglichen
Eindruck zu hinterlassen.
Wie wir bereits wissen, wird die Stadt genau in der Hauptbesuchsperiode 2005 die zentralen
Altstadtgassen aufreissen und von Zytglogge bis Nydegg als Bauplatz präsentieren. Ob die
erwähnten Besucher mit Kulturinteressen dies mit Humor verschmerzen werden, wenn sie die
vom PVT Direktor bereitgestellten Bauplatz-Beobachtungsplattformen vorfinden, darf füglich
bezweifelt werden; ein Affront bei so einem Anlass die ‘Gute Stube’ Berns als Chaos zu prä-
sentieren. „Seldwyla“ lässt grüssen...!
 Es darf auch nicht mehr vorkommen, dass Chancen für die Selbstdarstellung der Stadt so
leichtfertig vertan werden, wie dies im Zusammenhang mit dem Film zum denkwürdigen Deut-
schen Sieg an der Fussball-WM 1954 im Berner Wankdorf Stadion geschah.
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Wir fragen den Gemeinderat:
1. Welche Massnahmen treffen – über diejenigen der aktiven Kultur-, Sport- und Tourismu-

sinstitutionen hinaus – der Gemeinderat und die Stadt
- zum erfolgreichen Ausschöpfen aller Chancen im Zusammenhang mit den gewichtigen

Ereignissen in Bern?
- zur wirksamen Bekanntmachung der einmaligen Kulturereignisse und der Kulturstadt

Bern schlechthin?
2. Welche besonderen Vorkehrungen trifft der Gemeinderat und die Stadt, dass sich Bern im

Jahr 2005 von der besten Seite zeigt, die Besucher sich besonders willkommen fühlen
und ihren Aufenthalt in unserer Stadt als denkwürdig in Erinnerung behalten, anderen von
Bern vorschwärmen und selber Bern wieder besuchen?

3. Welche dauerhaften Konsequenzen haben der Gemeinderat und die Stadt gezogen, dass
Versäumnisse wie im Zusammenhang mit dem Fussballfilm künftig vermieden werden?

Bern, 24. Juni 2004

Interpellation Christoph Müller, Urs Jaberg (FDP), Stephan Hügli-Schaad, Thomas Balmer,
Heinz Rub, Rolf Häberli, Ueli Haudenschild, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer, Mario Im-
hof, Jacqueline Gafner Wasem, Christian Wasserfallen, Dolores Dana, Philippe Müller, Hans-
Ulrich Suter

Interpellation Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan Hügli): Druckabfall
am Bahnhofplatz
Ausgangslage
Die Projektierung des Bahnhofplatzes ist bislang mit hohem Termin- und Sachdruck vorange-
trieben worden. Dabei wurden Alternativmeinungen konsequent unter den Tisch gewischt.
Bekanntlich hat nun BERNMOBIL die vordringlichen – und als Druckmittel kommoden – Gleis-
reparaturen vorgezogen und der Gemeinderat hat den Abstimmungstermin ins 2005 verscho-
ben. Damit ist der zeitliche Druck auf die Planung Neuer Bahnhofplatz etwas abgefallen.
Die Planung Neuer Bahnhofplatz kommt nicht vom Fleck. Seit über einem Jahrzehnt sucht
man nun Lösungen für einen der heikelsten und wichtigsten Plätze in Bern. Nachdem das
Berner Stimmvolk den Schanzentunnel vor sieben Jahren deutlich abgelehnt hat, ist man in
der Sache keinen Schritt weiter gekommen, weil eine gute Lösung ohne einen Tunnel nicht
möglich ist. Ausser einer gefährlicheren und schlechteren aktuellen Verkehrsführung, die aus
einem Verkehrsversuch, der nota bene, nie ausgewertet und begleitet worden ist, wie dies
versprochen wurde, wurde für den Platz nichts Konkretes gemacht.
Wie beim Tram Bern West wurden interessierte Kreise eingeladen, bei einer Lösungssuche
und bei der Entwicklung eines Projektes mitzuhelfen. Wie beim Tram Bern West durfte über
alles diskutiert werden, ausser der Verkehrsführung (TBW: Linienführung). Auf konstruktive
Vorschläge unserer Seite wurde nicht eingegangen und diese als Obstruktionspolitik abgetan.
Ein Hauptgrund der seinerzeitigen Ablehnung unseres Vorschlages war, den Abstimmungs-
termin vom Frühling 2004 nicht zu gefährden.
Seit den beiden ablehnenden Volksentscheiden zu Tram Bern West und zum Viererfeld; beide
von unserer Fraktion unterstützt, hat der RGM dominierte Gemeinderat gelernt: Diese Vorlage
ist als Wahlpropaganda für RGM ungeeignet. Der Gemeinderat hat kalte Füsse bekommen
und traut seiner eigenen Planung – zu Recht – nicht zu, dass sie vom Volk angenommen
werden könnte. Das Manöver, eine Scheinvariante mit und ohne Baldachin vorzulegen ist
durchschaubar und soll von den eigentlichen Problemen am Bahnhofplatz ablenken.
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Von verschiedener Seite wurden Widerstände angemeldet gegen bisher davon bekannt Ge-
wordenes. Bei sturem Beharren auf Positionen durch die planende Behörde ist ein Scherben-
haufen zu befürchten.
Wir haben nichts gegen eine Denkpause, sofern diese nicht wie bisher zum Pausieren im
Denken gebraucht wird, sondern wenn die Pause zum Denken benutzt wird.
Zudem hat nun BERNMOBIL die vordringlichen – und bisher als zeitliche Druckmittel kommo-
den – Gleisreparaturen vorgezogen. Damit ist der Druck auf die Planung Neuer Bahnhofplatz
etwas abgefallen.
Das Grundsatzproblem bei der Neugestaltung Bahnhofplatz liegt bekanntlich darin, dass eine
gute Lösung zusammen mit allen Verkehrsträgern nicht möglich ist. Andererseits sind Reno-
vationsarbeiten an der Infrastruktur offensichtlich nötig. Entweder wird noch einmal nach einer
Lösung zur Verlegung eines Teils des Verkehrs gesucht (beispielsweise Bahnhoftunnel) oder
man macht nur die nötigen Infrastruktur-Sanierungen und belässt den Platz für die nächsten
20 Jahre wie er ist. Die vorgeschlagene Lösung der Planungsdirektion bringt im besten Falle
eine kosmetische Verbesserung und sicher nicht die Lösung dieses gordischen Knotens.
Damit stellen sich folgende Fragen an den Gemeinderat:
1. Ist der Planungsspielraum nun grösser geworden?
2. Ist der Gemeinderat bereit auf alternative Lösungsvorschläge jetzt konstruktiv einzuge-

hen?
3. Ist jetzt auch der BalDACHin in Frage gestellt?
4. Warum wurde der Abstimmungstermin 2004 nichteingehalten und verschoben?
5. Gedenkt der Gemeinderat seine bisherige sparsame und einseitige Informationspraxis in

Zukunft kooperativer und transparenter zu handhaben?
6. Ist der Gemeinderat bereit, echte Varianten (auch in der Frage der Verkehrsführung) dem

Volk zur Abstimmung zu unterbreiten, wenn Nein, warum nicht?

Begründung der Dringlichkeit:
Die Planung Neuer Bahnhofplatz ist hochaktuell und weit fortgeschritten: Der Stadtrat wird
sehr bald über die Vorlage zu befinden haben.

Bern, 24. Juni 2004

Interpellation Fraktion FDP (Urs Jaberg/Christoph Müller/Stephan Hügli-Schaad) Thomas
Balmer, Heinz Rub, Rolf Häberli, Ueli Haudenschild, Dolores Dana, Markus Kiener, Karin
Feuz-Ramseyer, Mario Imhof, Jacqueline Gafner Wasem, Christian Wasserfallen, Philippe
Müller

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Peter Bühler, SVP): Ein weiteres Ärgernis im Westen
von Bern – Wann wird endlich auf dem verwucherten Bauplatz des Löwenareals ge-
baut?
Am 21. Oktober 1999 reichte ich eine Interpellation ein, in welcher dem Gemeinderat die Fra-
ge gestellt wurde, ob es nicht sinnvoller wäre, wenn schon ein neuer Standtort für einen Poli-
zeistützpunkt Bern West, dann sei das Löwenareal mitten in Bümpliz dem geplanten „ver-
steckten“ Stützpunkt vor zuziehen. Der Gemeinderat stimmte dem zu und erklärte, er werde
diesen Vorschlag so umsetzen.
Nach einer Äusserung des Gemeinderates gegenüber den Medien, in der er erklärte, er müs-
se bei diesem Vorschlag noch einmal über die Bücher und aufgrund der Verzögerung mit dem
Abriss des leer stehenden Gasthofes Löwen, doppelte ich mit einer weiteren Interpellation
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nach, in der ich den Gemeinderat fragte, ob er nun vorwärts mache mit der Umsetzung oder
nicht. Die Antwort war, dass der Löwen im Frühling 2000 abgerissen werde und dann der
neue Polizeistützpunkt Bernwest gebaut werde.
Abgerissen wurde der Löwen zwar im Frühling 2000 und es wurden Profile gestellt, aber mehr
geschah nicht.
Der Gemeinderat hatte in seiner Antwort erklärt, er sei bemüht, neben der Stadt noch weitere
Interessenten in dieses Bauprojekt einzubeziehen, aber daraus wurde leider einmal mehr
nichts.
Nun steht im Zentrum von Bümpliz ein verwucherter Bauplatz, an dem vielleicht noch Hobby-
biologen ihre Freude haben könnten, aber für einen Grossteil der Bevölkerung ist das leerste-
hende Löwenareal zu einem Ärgernis geworden.
Daraus ergeben sich folgende Fragen an den Gemeinderat:
1. Was sind die Gründe, weshalb bis zum heutigen Tage das Löwenareal nicht bebaut wur-

de?
2. Stimmt es, dass wenn die Stadtpolizei bei der Kantonspolizei eingegliedert wird, kein Poli-

zeistützpunkt mehr für Bümpliz geplant ist?
3. Ist der Gemeinderat bereit, das ehemalige „Löwenareal“ im Baurecht zu verkaufen oder im

Baurecht weiterzugeben?

Bern, 24. Juni 2004

Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Peter Bühler, SVP), Margrit Thomet, Erich Ryter, Thomas
Weil, Vinzenz Bartlome, Rudolph Schweizer, Hans Ulrich Gränicher

Interpellation Daniele Jenni (GPB): Was wollte die Stadtpolizei mit den Personendaten
aus dem Landquarter Kessel?
Im Bericht des WEF-Ausschusses der Regierung des Kantons Graubünden vom 15. Juni
2004, veröffentlicht am 23. Juni 2004, über den Polizeieinsatz in Landquart vom 24. Januar
2004 steht zu lesen: „An den erhobenen Personendaten hat die Kantonspolizei Graubünden
kein eigenes Bedürfnis. Ein Gesuch der Stadtpolizei Bern um Herausgabe der Daten wurde
durch die Kantonspolizei Graubünden abgelehnt.“
Daraus ergeben sich folgende Fragen, um deren Beantwortung der Gemeinderat höflich er-
sucht wird:
1. Welches Bedürfnis hatte die Stadtpolizei an den Daten?
2. Auf welche Rechtsgrundlage stützte die Stadtpolizei ihr Gesuch?
3. Welche Erwägungen machte die Kantonspolizei Graubünden namhaft, um der Stadtpolizei

die Daten zu verweigern?
4. Zu welcher Verwendung wollte sich die Stadtpolizei die Daten beschaffen?
5. Die Daten „mussten auf Begehren des Bundes, ... an den Dienst für Analyse und Präven-

tion (DAP) weitergegeben werden“ (Zitat WEF-Ausschuss). Hat die Stadtpolizei die Daten
über diese Dienststelle des Bundesamtes für Polizei dennoch erhalten oder hat sie über
die ISIS-Datei (Staatsschutz-Informations-System) oder sonst wie darauf Zugriff genom-
men?

6. Was macht die Stadtpolizei mit diesen Daten? An wen gibt sie sie weiter?
7. Wurden und werden weitere Daten aus Personenkontrollen in Zusammenhang mit De-

monstrationen und politischen Tätigkeiten zu beschaffen versucht und/oder beschafft? Bei
welchen Gelegenheiten?

8. Weiss der Gemeinderat um die politischen Datenbeschaffungen der Stadtpolizei und de-
ren Versuche dazu? Billigt er sie? Ordnete er sie an?

Für baldige Beantwortung wird freundlich gedankt.
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Bern, 24. Juni 2004

Interpellation Daniele Jenni (GPB), Natalie Imboden, Catherine Weber, Miriam Schwarz,
Thomas Göttin, Guglielmo Grossi, Martina Dvoracek, Michael Jordi, Annemarie Sancar-
Flückiger, Christian Michel, Erik Mozsa

Kleine Anfrage Christoph Müller (FDP), Oskar Balsiger (SP): Egelsee in Agonie – brin-
gen die gemeinderätlichen Massnahmen wirklich die notwendige Besserung?
Ausgangslage
Seit Jahren verschlechtert sich die Situation des Egelsees, vor allem der biologische Zustand.
Durch die Überdüngung des Wassers ist das Leben im See akut bedroht und er droht mit Ge-
wächsen unerwünscht zuzuwachsen. In verschiedenen Vorstössen wurde die Sanierung der
Zustände verlangt, u.a. in der Motion Müller/Jaberg „Stadtpark Bern-Ost“ aus dem Jahr 2003.
Gegenüber der Quartierbevölkerung hat sich der Gemeinderat verpflichtet, die Angelegenheit
wirksam in die Hand zu nehmen. Er hat einen Kredit von 100’000 Franken gesprochen, mit
welchem über 4 Jahre wirksame Massnahmen ergriffen werden sollen. Eine unter diesen
Massnahmen ist das Abmähen des Laichkrauts. Der SOML-Leist hat der Stadt für die Sanie-
rungsarbeiten tatkräftige, unentgeltliche Mitarbeit zugesagt.
Eine erste Mähaktion hat am 9.6.2004 stattgefunden, und zwar 5 nach 12 – d.h. erst als der
See gerade am Kippen war – und sie hat einen zwiespältigen Eindruck hinterlassen. Die
Durchführung an sich ist im Quartier positiv aufgenommen worden. Die Art und Weise der
Durchführung hat aber Zweifel an der Professionalität geweckt. Für die engagierten freiwilli-
gen Helfer entstanden unzumutbare Wartezeiten, was die Motivation für die künftigen Mähak-
tionen stark dämpfte. Der Transport des abgemähten Krauts war unzweckmässig organisiert
und wenig wirksam. Ein grosser Teil des abgeschnittenen Krauts blieb im See zurück und
wird diesen durch Verfaulen zusätzlich belasten. Obschon nur kurz aktiv genutzt, war das
Mähboot trotzdem den ganzen Tag beansprucht.
Fragen an den Gemeinderat:
1. Welche konkreten Massnahmen für den Egelsee wurden bisher durchgeführt? Zu welchen

Kosten?
2. Welche Ergebnisse können heute festgestellt werden?
3. Existiert eine regelmässige Überwachung des Gewässerzustandes und der Wirksamkeit

der Massnahmen?
4. Wie stellt der Gemeinderat sicher, dass die Erfahrungen aus den Massnahmen systema-

tisch gesammelt und zweckmässig ausgewertet werden und in ein routinemässiges Unter-
haltskonzept einfliesst, welches das nachhaltige Gedeihen des Egelsees garantiert?

Bern, 24. Juni 2004,

Kleine Anfrage Christoph Müller (FDP), Oskar Balsiger (SP)

Kleine Anfrage Fraktion FDP (Heinz Rub/Ueli Haudenschild): Einheitliche Tarife auf den
Entsorgungshöfen
Berns Entsorgungshöfe sind in der Regel sauber, gut organisiert und von hilfsbereiten und
freundlichen Mitarbeitern der Abfallentsorgung betreut.
Selber gemachte Erfahrungen haben uns gezeigt, dass in Sachen Gebührenerhebung jedoch
unterschiedliche Regeln herrschen. Ein 110lt-Sack voll Altpapier kostet im Entsorgungshof
Egelsee „öppe drei Stutz“ beim Forsthaus aber „s’isch scho guet „.
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Beide Säcke haben den Verursacher Fr. 5.00 gekostet „de no für es Fyrabe-Bier“, jedoch
möchten wir gerne wissen, ob hinsichtlich der Entsorgungsgebühren eine einheitliche Rege-
lung mit Weisungen und Preisen besteht, oder ob die Regel gilt: Wie man in den Wald ruft, so
kostet’s !

Bern, 24. Juni 2004

Kleine Anfrage Fraktion FDP (Heinz Rub/Ueli Haudenschild), Stephan Hügli-Schaad, Thomas
Balmer, Rolf Häberli, Jacqueline Gafner Wasem, Christian Wasserfallen, Christoph Müller,
Urs Jaberg, Dolores Dana, Markus Kiener, Karin Feuz-Ramseyer, Mario Imhof, Philippe Mül-
ler

Kleine Anfrage Fraktion GFL/EVP (Michael Straub, EVP): Ist Energie Wasser Bern ewb
noch wirtschaftlich fit?
ewb verkaufte im Jahr 2003 für beinahe 5 Mio. Franken weniger Elektrizität (Geschäftsbericht
2003, Seite 32 „Erlös aus Stromverkauf“).
Dieser Umsatzeinbruch im Elektrizitätsgeschäft ist mehr als verwunderlich und führt zu Ver-
unsicherung. Im selben Zeitraum, im Jahr 2003, legte die Konkurrentin BKW einen Spitzen-
jahresabschluss 2003 vor, der mit einem überaus deutlichen Plus von 27 Prozent im
Stromumsatz glänzt. Im Espace Mittelland, im Raum Baselland und Jura konnte mehr Elektri-
zität abgesetzt werden, vor allem aber im internationalen Stromhandel. Andere Elektrizitäts-
firmen wie Atel oder Axpo konnten im Jahr 2003 Umsatz wie Gewinn bis zu 70 Prozent stei-
gern und sind gemäss Medienberichten „in Hochform“ (Bund vom 29.1.2004 und 5.3.2004; BZ
vom 5.3.2004 und 8.4.2004).
1. Wie ist der deutliche Umsatzeinbruch im Bereich Elektrizität bei ewb im Jahr 2003 – im

Vergleich zur Konkurrenz – begründet? Weshalb konnte ewb vom stark wachsenden Ge-
samtmarkt nicht profitieren?

2. Wirkt sich der Umsatzeinbruch kurz- bis mittelfristig auf die Gesundheit des Unterneh-
mens aus? Wo liegen die Schwächen/Gefahren?

3. Ist in den folgenden Jahren die 30 Millionen-Gewinnablieferung von ewb an die Stadt-
rechnung gesichert?

Bern, 24. Juni 2004

Kleine Anfrage Fraktion GFL/EVP (Michael Straub, EVP), Barbara Streit-Stettler, Anna Co-
ninx, Peter Künzler, Verena Furrer-Lehmann, Conradin Conzetti

Schluss der Sitzung: 21.50 Uhr.

Namens des Stadtrats

Die Präsidentin: Margrit Stucki-Mäder

Die Protokollführerin: Erica Baumann
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